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Urlaubsrecht in der Papier- und Zellstoffindustrie 
 

Die nachfolgende Zusammenstellung gibt einen Überblick über die Grundlagen des 

Urlaubsrechts in der Papier- und Zellstoffindustrie unter besonderer Berücksichtigung der 

tarifvertraglichen Bestimmungen.  

 

1.  Urlaubsdauer 

 

Der Urlaubsanspruch beträgt für die Tarifbeschäftigten der Papier- und Zellstoffindustrie 

grundsätzlich 30 Urlaubstage (§ 23 Ziffer 2.1. Manteltarifvertrag, MTV). Ein Urlaubsanspruch 

in dieser Höhe besteht für Beschäftigte, die regelmäßig an fünf Tagen pro Woche arbeiten. 

Dabei ist zwischen gesetzlichem Mindesturlaub, welcher nach § 3 Abs. 1 Bundesurlaubsgesetz 

(BUrlG) unter Berücksichtigung einer Sechs-Tage-Woche 24 Tage (und dementsprechend bei 

einer Fünf-Tage-Woche 20 Tage) beträgt, und dem tariflichen Urlaub zu unterscheiden.  

 

1.1. Schichturlaub 

 

Wechselschichter1, die sich regelmäßig mindestens im Drei-Schicht-Turnus umschichtig 

ablösen und dabei während des Urlaubsjahrs mindestens acht Monate schichtplanmäßig 

Nachtschicht zu leisten haben, erhalten zwei zusätzliche Urlaubstage (§ 23 Ziffer 2.2. MTV). 

Voraussetzung ist somit mindestens ein Drei-Schicht-Turnus. Daher erhalten die zwei 

zusätzlichen Urlaubstage Beschäftigte im Drei-, aber auch Beschäftigte im Vier- und Fünf-

Schicht-Betrieb. Voraussetzung ist weiter, dass diese Beschäftigten acht Monate 

„schichtplanmäßig Nachtschichten zu leisten haben“. Entscheidend ist, dass der Schichtplan 

für die Beschäftigten einen Zeitraum von mindestens acht Monaten vorsieht, der mit 

Nachtschichten belegt ist. Wenn diese Nachtschichten tatsächlich nicht geleistet werden 

können (zum Beispiel wegen Krankheit) verbleibt es gleichwohl bei den zwei zusätzlichen 

Urlaubstagen. Es genügt daher, wenn die Beschäftigten laut Schichtplan mindestens acht 

Monate Nachtschicht „zu leisten“ haben. Der Anspruch steht auch Springern im Drei- oder 

Mehrschicht-Turnus zu. Voraussetzung ist wiederum, dass diese Springer im jeweiligen 

Schichtplan mindestens acht Monate lang auch zur Nachtschicht eingesetzt werden.  

 

Der Zusatzurlaub entfällt deshalb beispielsweise dann, wenn Beschäftigte etwa erst nach dem 

1. Mai eines Kalenderjahrs mindestens im Drei-Schicht-Betrieb eingestellt werden oder deren 

Arbeitsverhältnis vor dem 31. August eines Kalenderjahrs endet.  

 

1.2. Jugendliche Beschäftigte  

 

Alle Jugendlichen (Mitarbeiter bis 18 Jahre) erhalten ebenso 30 Arbeitstage Urlaub. Eine 

Differenzierung der Urlaubsdauer nach dem Alter der Jugendlichen findet nicht statt. Gemäß 

 
1 Der Begriff „Wechselschichter“ und alle anderen Bezeichnungen sind hier und im Folgenden geschlechtsneutral zu verstehen. 

https://www.papierindustrie.de/
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§ 19 Abs. 3 Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) soll der Urlaub den Berufsschülern in der 

Zeit der Berufsschulferien gegeben werden. Soweit er nicht in den Berufsschulferien gegeben 

werden kann, ist für jeden Berufsschultag, an dem die Berufsschule während des Urlaubs 

besucht wird, ein weiterer Urlaubstag zu gewähren.  

 

1.3. Schwerbehinderte Menschen 

 

Schwerbehinderte Menschen erhalten einen gesetzlichen Zusatzurlaub. Der Zusatzurlaub 

beträgt unter Zugrundelegung einer Fünf-Tage-Woche fünf Arbeitstage im Jahr 

(§ 208 Abs. 1 S. 1 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch – Rehabilitation und Teilhabe von Menschen 

mit Behinderung, SGB IX). Maßgeblich für die Entstehung und den Verfall des Anspruchs auf 

Zusatzurlaub ist der Zeitpunkt des tatsächlichen Vorliegens der Schwerbehinderten-

eigenschaft. Es kommt nicht auf die behördliche Bestätigung der Schwerbehinderten-

eigenschaft und auch nicht auf den Zeitpunkt der Kenntniserlangung des Arbeitgebers von 

dieser Eigenschaft an. Nach aktueller BAG-Rechtsprechung (Urteil vom 30.11.2021 – 9 AZR 

143/21) muss der Arbeitnehmer den Anspruch lediglich unter Berufung auf seine 

Schwerbehinderteneigenschaft geltend machen. Geschieht dies nicht, erlischt der 

Zusatzurlaub mit Ablauf des Urlaubsjahres. Hat der Arbeitgeber keine Kenntnis von der 

Schwerbehinderung und ist diese auch nicht offenkundig, verfällt der Anspruch auf 

Zusatzurlaub auch dann mit Ablauf des Urlaubsjahres, wenn der Arbeitgeber seinen 

Aufforderungs- und Hinweispflichten (dazu unten Ziffer 9) nicht nachgekommen ist. 

 

Schwerbehinderten Menschen gleichgestellte Beschäftigte erhalten den Zusatzurlaub nicht 

(§ 151 Abs. 3 SGB IX). 

 

Besteht die Schwerbehinderteneigenschaft nicht während des gesamten Kalenderjahrs, so hat 

der schwerbehinderte Mensch für jeden vollen Monat der im Beschäftigungsverhältnis 

vorliegenden Schwerbehinderteneigenschaft einen Anspruch auf 1/12 des Zusatzurlaubs 

(§ 208 Abs. 2 S. 1 SGB IX). Die Berechnung der Urlaubsdauer des Schwerbehindertenurlaubs 

ist getrennt von dem tariflichen Urlaub vorzunehmen und mit Bruchteilen auszugleichen. 

Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben Tag ergeben, sind auf volle 

Urlaubstage aufzurunden. Eine Abrundung findet nicht statt (§ 208 Abs. 2 S. 2 SGB IX).  

 

1.4.  Teilzeitbeschäftigte | Beschäftigte im Schichtbetrieb | Aushilfsarbeitskräfte 

 

Teilzeitbeschäftigte erhalten fünf Arbeitstage für jede volle Urlaubswoche angerechnet 

(§ 23 Ziffer 2.4. MTV). Teilzeitkräfte, die beispielsweise an fünf Tagen pro Woche jeweils zu 

50 Prozent oder in anderem Umfang verkürzt im Verhältnis zur durchschnittlichen tariflichen 

täglichen Arbeitszeit arbeiten, erhalten ebenfalls ungekürzt 30 Urlaubstage. Soweit die 

Teilzeitkräfte ihre Arbeitszeit ungleichmäßig verteilt auf nur einzelne Wochentage verteilt 

haben und zum Beispiel nur von Montag bis Mittwoch arbeiten, erhalten sie für jede 

Urlaubswoche fünf Arbeitstage angerechnet. Diese Berechnungsmethode kann allerdings nur 

angewendet werden, solange wochenweise Urlaub genommen wird. Deshalb ist in Fällen der 

unregelmäßigen Verteilung der Arbeitszeit vorzugswürdig die Berechnungsmöglichkeit, den 
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Urlaub entsprechend den individuellen Arbeitstagen zu berechnen. Hierzu ist folgende Formel 

zu verwenden: 

 

Tarifliche Urlaubstage mal persönliche Arbeitstage dividiert durch die Jahresarbeitstage 

bei Zugrundelegung der Fünf-Tage-Woche entspricht dem individuellen Urlaubs-

anspruch (Auf- und Abrundung nach § 23 Ziffer 2.5. MTV). 

 

Nach dieser Berechnungsmethode müssen für jedes Urlaubsjahr die persönlichen Arbeitstage 

des Beschäftigten entsprechend seinem Arbeitsrhythmus zu den jeweils möglichen 

Arbeitstagen im Jahr unter Zugrundelegung einer Fünf-Tage-Woche ermittelt und in die 

Formel eingesetzt werden. Somit erhalten Beschäftigte im oben genannten Beispiel 

18 Arbeitstage als Urlaubstage (3/5 x 30).  

 

Auch Aushilfskräfte, geringfügige Beschäftigte und befristet Beschäftigte haben einen 

Anspruch auf Urlaub. Für diese Arbeitsverhältnisse gelten dieselben Grundsätze.  

 

Besonderheiten ergeben sich in vollkontinuierlichen Schichtsystemen, wie sie in der Papier- 

und Zellstoffindustrie typisch sind. In § 23 Ziffer 2.4. MTV ist klargestellt, dass bei allen 

Beschäftigten und nicht nur bei Teilzeitbeschäftigten der tarifliche Urlaubsanspruch von der 

Fünf-Tage-Woche ausgeht. Bei einer anderweitigen Verteilung der Arbeitszeit auf weniger als 

fünf Tage hat daher eine Umrechnung zu erfolgen. Dies gilt gerade im Schichtbetrieb. Wie 

dargestellt, geht der Urlaubsanspruch von 30 bzw. 32 Tagen von einer regelmäßigen Fünf-

Tage-Woche aus. Fünf Arbeitstage pro Woche mit je 7,6 Stunden Arbeitszeit pro Arbeitstag 

ergeben die tariflich geschuldete wöchentliche Arbeitszeit von 38 Stunden. Im Schichtbetrieb 

arbeiten die Beschäftigten jedoch grundsätzlich acht Stunden, an Sonntagen gegebenenfalls 

auch zwölf Stunden. Daher arbeiten sie täglich durchschnittlich länger als die tägliche 

durchschnittliche Arbeitszeit von 7,6 Stunden bei der regulären Fünf-Tage-Woche. Zum 

Ausgleich erwerben die Beschäftigten Freischichten. Durch diese Freischichten arbeiten die 

Beschäftigten im Schichtbetrieb in einem Kalenderjahr im Durchschnitt weniger als fünf 

Arbeitstage pro Woche. Daher ist entsprechend der Rechtsprechung des Bundesarbeits-

gerichts (BAG) die Dauer des Urlaubsanspruchs für diesen Beschäftigtenkreis grundsätzlich 

entsprechend zu kürzen.  

 

Als Anlage 1 sind Beispiele für die Umrechnung des Urlaubs im Schichtbetrieb 

zusammengestellt. Diese Beispiele finden sich auch in der gemeinsam von der ehemaligen 

VAP und den Landesarbeitgeberverbänden mit der IGBCE erstellten Kommentierung zum 

MTV.  

 

Soweit Betriebe von der Urlaubskürzung keinen Gebrauch machen und gleichwohl (freiwillig) 

30 bzw. 32 Tage Urlaub gewähren, ist darauf zu achten, dass für die Beschäftigen nach 

Möglichkeit kein Anspruch auf künftige ungekürzte Urlaubsberechnung aus betrieblicher 

Übung entsteht. Soweit keine Urlaubskürzung erfolgt, erhalten die Beschäftigten im 

Grundsatz zu viel Urlaub. Gewährt der Arbeitgeber den ungekürzten Urlaub über mehrere 

Jahre vorbehaltslos, so kann ein Anspruch für die Beschäftigten aus betrieblicher Übung 
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entstehen. Eine Urlaubskürzung in der Zukunft wäre dann nur sehr eingeschränkt möglich. 

Daher empfiehlt es sich, jeweils vor dem Urlaubsjahr, das heißt am Ende des dem Urlaubsjahr 

vorangehenden Kalenderjahrs, die Beschäftigten über die freiwillige Urlaubsmehrgewährung 

zu informieren und den Hinweis zu geben, dass es sich bei dieser Urlaubsgewährung um eine 

freiwillige Leistung handelt, die auf das nächste Kalenderjahr beschränkt ist und auf die die 

Beschäftigten zukünftig keinen Rechtsanspruch haben. Diese Information ist gegebenenfalls 

jährlich zu wiederholen. Das Muster eines entsprechenden Informationsschreibens haben wir 

als Anlage 2 beigefügt.  

 

1.4.1.  Änderung der Arbeitszeit  

 

Bei einer Änderung der Arbeitszeit respektive der Anzahl der wöchentlichen Arbeitstage 

innerhalb eines Kalenderjahrs (zum Beispiel bei Wechsel von Voll- auf Teilzeit) empfiehlt es 

sich, Urlaub, der im Rahmen der Vollzeit entsteht, innerhalb der Vollzeitbeschäftigung zu 

gewähren und abzurechnen sowie Urlaub aus der Teilzeitphase auch in der Teilzeitphase zu 

gewähren und abzurechnen. Andernfalls ergeben sich Umrechnungsprobleme, da ein in der 

Vollzeitphase erworbener Urlaubsanspruch in seiner Wertigkeit erhalten bleiben muss.  

 

1.4.2. Altersteilzeit  

 

Diese vorstehend genannten Grundsätze sollten auch bei einem Wechsel von Vollzeit in 

Altersteilzeit zugrunde gelegt werden. Im Jahr des Beginns der Altersteilzeit ist der 

Urlaubsanspruch entsprechend den Monaten mit Vollzeitbeschäftigung und mit 

Teilzeitbeschäftigung zeitanteilig aufzuteilen (§ 13 Abs. 2 Tarifvertrag zur Förderung der 

Altersteilzeit).  

 

Wechselt zum Beispiel ein Beschäftigter am 1. Juli eines Kalenderjahrs in die Arbeitsphase der 

Altersteilzeit (Blockmodell), so sollte für die ersten sechs Kalendermonate der Urlaub in Höhe 

von 15 Tagen (Vollzeitbeschäftigung) gewährt und die Urlaubstage entsprechend der 

Vollzeitbeschäftigung abgerechnet werden. Für die zweite Jahreshälfte sollten die restlichen 

Urlaubstage entsprechend der Urlaubsentgeltberechnung für die Altersteilzeit abgerechnet 

werden. Dies gilt natürlich auch dann, soweit Beschäftigte aus einer Vollzeitbeschäftigung in 

das Altersteilzeitmodell I wechseln, welches die gleichmäßige Reduzierung der Arbeitszeit 

während der Gesamtdauer der Altersteilzeit vorsieht. 

 

Für Beschäftigte, die im Altersteilzeitarbeitsmodell II tätig sind, besteht kein Urlaubsanspruch 

für die Zeit der Freistellungsphase (vgl. BAG-Urteil vom 24.09.2019 – 9 AZR 481/18). Im 

Kalenderjahr des Übergangs von der Beschäftigungs- zur Freistellungsphase hat der 

Beschäftigte für jeden angefangenen Beschäftigungsmonat Anspruch auf 1/12 des 

Jahresurlaubs (§ 13 Abs. 1 Tarifvertrag zur Förderung der Altersteilzeit). Soweit Urlaub wegen 

des Übergangs von der Arbeits- in die Freistellungsphase im Altersteilzeitmodell II nicht 

genommen werden kann, ist der Urlaub durch die Freistellungsphase abgegolten. Eine 

Nachgewährung oder Urlaubsabgeltung findet nicht statt.  

 



Seite 5 von 28 

1.5.  Keine Rückforderung von zu viel gewährtem Urlaub 

 

Zu beachten ist, dass Urlaubstage, die gewährt wurden, obwohl kein Anspruch darauf besteht, 

nicht zurückgefordert werden können. 

 

2.  Gesetzlicher und tariflicher Urlaub  

 

Im Urlaubsrecht ist zwischen gesetzlichem Mindesturlaub und tariflichem Urlaub zu 

unterscheiden. Unter Zugrundelegung einer Sechs-Tage-Woche beträgt der gesetzliche 

Mindesturlaub 24 Werktage und dementsprechend bei einer Fünf-Tage-Woche 20 Werktage 

(§ 3 Abs. 1 BUrlG). Wie dargestellt, beträgt der tarifliche Urlaubsanspruch in der Papier- und 

Zellstoffindustrie bei einer Fünf-Tage-Woche insgesamt 30 bzw. 32 Tage. Die Regelungen zum 

Urlaubsrecht im Manteltarifvertrag sehen dabei ein eigenständiges Urlaubsregime für den 

tariflichen Urlaub vor. Diese Differenzierung zwischen gesetzlichem und tariflichem Urlaub 

ergibt sich insbesondere aus § 23 Ziffer 2.1. MTV. Danach beträgt die Urlaubsdauer „unter 

Anrechnung des gesetzlichen Urlaubs“ 30 Urlaubstage. Somit ist auch in der Papier- und 

Zellstoffindustrie zwischen gesetzlichem Mindesturlaub von 20 Arbeitstagen und darüber um 

10 bzw. 12 Tage hinausgehendem tariflichen Urlaub im Umfang von 30 bzw. 32 Arbeitstagen 

zu differenzieren. Diese Differenzierung wirkt sich insbesondere bei der Übertragbarkeit des 

Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr sowie auf den Urlaubsverfall aus.  

 

Hervorzuheben ist weiter, dass bei der Urlaubsgewährung immer zunächst (auch) der 

gesetzliche Urlaub genommen wird. Aus der gemeinsamen Kommentierung von der 

ehemaligen VAP und den Landesarbeitgeberverbänden mit der IGBCE ergibt sich, dass mit der 

Gewährung von tariflichem Urlaub gleichzeitig auch der gesetzliche Urlaubsanspruch erfüllt 

wird. Erst wenn der gesetzliche Mindesturlaub von 20 Werktagen (bei einer Fünf-Tage-

Woche) in Natur genommen ist, wird der darüberhinausgehende Anteil des tariflichen Urlaubs 

im Umfang von weiteren zehn bzw. zwölf Tagen gewährt. Dies entspricht im Ergebnis auch der 

jüngsten BAG-Rechtsprechung (vgl. BAG-Urteil vom 01.03.2022 – 9 AZR 353/21), wonach in 

Ermangelung einer arbeitgeberseitigen Tilgungsbestimmung regelmäßig von folgender 

Tilgungsreihenfolge auszugehen ist: Zuerst werden nach dem hypothetischen Parteiwillen 

gesetzliche Urlaubsansprüche und erst danach den gesetzlichen Mindesturlaub übersteigende 

(tarif-)vertragliche Urlaubsansprüche erfüllt. 

 

3.  Urlaubstage  

 

Urlaub ist immer in Tagen zu gewähren. Eine Umrechnung in Urlaubsstunden oder halben 

Urlaubstagen ist nicht statthaft. Der individuelle Urlaubsanspruch ist in ganzen Tagen zu 

gewähren (§ 23 Ziffer 2.5. MTV). Eine Ausnahme zu diesem Grundsatz besteht nur bezüglich 

des zusätzlichen Urlaubs von schwerbehinderten Menschen, bei dessen Berechnung sich 

Bruchteile von ganzen Tagen ergeben können (vgl. oben Ziffer 1.3.). 

 

Potenzielle Urlaubstage sind alle Arbeitstage mit Ausnahme der gesetzlichen Feiertage 

(§ 23 Ziffer 2.3. MTV). Als Arbeitstage zählen alle Tage, an denen die Beschäftigten aufgrund 
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der Verteilung der tariflich vereinbarten regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit auf die 

einzelnen Wochentage zu arbeiten haben. So sind auch Sonntage im Durchfahrbetrieb 

Arbeitstage und somit potenzielle Urlaubstage. Gleiches gilt für Samstage und 

Frühschlusstage. Insbesondere, wenn am Frühschlusstag (zum Beispiel 30. April oder 

24. Dezember) in der Frühschicht schichtplanmäßig zu arbeiten wäre, handelt es sich beim 

Frühschlusstag um einen potenziellen Urlaubstag. Lediglich an gesetzlichen Feiertagen kann 

keine Urlaubsgewährung stattfinden. Soweit Beschäftigte an gesetzlichen Feiertagen nicht 

arbeiten möchten, besteht die Möglichkeit, entweder unbezahlten Urlaub bzw. unbezahlte 

Freistellung zu gewähren oder eine Verrechnung mit einem positiven Arbeitszeitsaldo 

vorzunehmen.  

 

Soweit Beschäftigte während ihres Urlaubs arbeitsunfähig erkranken, werden Tage der 

Arbeitsunfähigkeit nicht auf den Urlaub angerechnet (vgl. § 9 BUrlG). Dies gilt gemäß § 23 

Ziffer 2.7. MTV allerdings nur dann, wenn eine ärztlich bescheinigte Arbeitsunfähigkeit 

vorliegt. So sind Beschäftigte verpflichtet, eine ärztliche Bescheinigung, aus der die 

voraussichtliche Dauer der Krankheit ersichtlich ist, „unverzüglich dem Betrieb einzusenden“. 

Eine bloße telefonische Krankmeldung genügt nicht. Nach Ablauf der festgesetzten 

Urlaubszeit oder nach Beendigung der Arbeitsunfähigkeit hat der Beschäftigte die Arbeit im 

Betrieb wieder aufzunehmen. Die Nachgewährung des durch die Arbeitsunfähigkeit 

unterbrochenen Urlaubs erfolgt in beiderseitigem Einvernehmen, das heißt, mit Zustimmung 

des Arbeitgebers. Dabei sind, wie bei jeder Urlaubsgewährung, auch die Urlaubswünsche 

anderer Beschäftigter und die betrieblichen Notwendigkeiten zu berücksichtigen 

(§ 23 Ziffer 1.5 MTV). Eine Verlängerung der ursprünglich festgesetzten Urlaubszeit um die 

Dauer der Krankheitstage findet ohne Zustimmung des Arbeitgebers nicht statt.  

 

4. Bestehendes Arbeitsverhältnis  

 

Der Urlaubsanspruch entsteht nach der Rechtsprechung (vgl. unter anderem BAG-Urteil vom 

7. August 2012 – 9 AZR 353/10) allein unter der Voraussetzung, dass ein Arbeitsverhältnis 

besteht. Es ist grundsätzlich nicht erforderlich, dass Beschäftigte tatsächlich eine 

Arbeitsleistung erbringen, es genügt allein das bestehende Arbeitsverhältnis. Selbst bei 

ganzjähriger Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung entsteht ein Anspruch auf den 

(kompletten) Jahresurlaub. Auch in Zeiten eines ruhenden Arbeitsverhältnisses entstehen 

grundsätzlich Urlaubsansprüche, so etwa beim befristeten Bezug einer Rente wegen 

Erwerbsunfähigkeit (soweit das Arbeitsverhältnis als solches fortbesteht).  

 

Nur in dem Fall, dass der Arbeitnehmer aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet und zuvor 

mindestens zwölf Monate lang nicht gearbeitet hat, entfällt der tarifliche Anteil des Urlaubs 

nach § 23 Ziffer 1.7.3. MTV (vgl.  hierzu Ziffer 6.2). 

 

Eine Urlaubskürzung im bestehenden Arbeitsverhältnis ist (nur) ausnahmsweise zulässig, 

soweit eine gesetzliche Grundlage oder entsprechende Rechtsprechung zur Kürzung gegeben 

ist. So kann der Arbeitgeber den Erholungsurlaub, der den Beschäftigten für das Urlaubsjahr 

zusteht, für jeden vollen Kalendermonat der Elternzeit um 1/12 kürzen (§ 17 Abs. 1 S. 1 
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Bundesentgelt- und Elternzeitgesetz, BEEG). Dabei tritt die Urlaubskürzung nicht automatisch 

ein. Voraussetzung ist vielmehr, dass der Arbeitgeber eine entsprechende Kürzungserklärung 

abgibt, die den Beschäftigten jedenfalls vor einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

zugehen muss. Die Kürzungserklärung kann dabei – wie es regelmäßig empfehlenswert sein 

wird – vor Beginn, während oder auch nach dem Ende der Elternzeit abgegeben werden, nicht 

aber bereits vor der Erklärung des Berechtigten, überhaupt Elternzeit in Anspruch nehmen zu 

wollen (vgl. BAG, Urteil vom 19.03.2021 – 9 AZR 495/17). Das Muster einer Kürzungserklärung 

ist als Anlage 3 beigefügt. Diese Urlaubskürzung kommt nur für volle Kalendermonate, in 

denen Elternzeit beansprucht wird, in Betracht. Für Teilmonate kann keine Kürzung erfolgen.  

 

Beispiel:  

 

Besteht Elternzeit vom 15. April bis zum 14. Juni, so kann die Kürzung des Urlaubs nur 

um 1/12 (voller Kalendermonat Mai) erfolgen. 

 

Eine weitere anerkannte Kürzungsmöglichkeit besteht nach der jüngsten BAG-Recht-

sprechung für die Fälle unbezahlten Sonderurlaubs respektive eines Sabbaticals (vgl. BAG, 

Urteile vom 19.03.2019 – 9 AZR 406/17 sowie 9 AZR 315/17; BAG, Urteil vom 21.05.2019 – 

9 AZR 259/18): Für Zeiten unbezahlter Freistellung bzw. des unbezahlten Sonderurlaubs 

besteht danach grundsätzlich kein gesetzlicher Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub. Eine 

Umrechnung bzw. Anpassung des nach § 3 Abs. 1 BUrlG bemessenen Urlaubs ist vielmehr 

grundsätzlich auch dann vorzunehmen, wenn die Arbeitsvertragsparteien ihre 

Hauptleistungspflichten durch die Vereinbarung von Sonderurlaub suspendieren. Der 

Zeitraum des unbezahlten Sonderurlaubs ist mithin bei der Berechnung des Urlaubsanspruchs 

regelmäßig mit null Arbeitstagen in Ansatz zu bringen. Ist die Arbeitspflicht nicht im gesamten 

Kalenderjahr suspendiert, weil sich der Sonderurlaub nur auf einen Teil des Kalenderjahres 

erstreckt, muss der Urlaubsanspruch nach Zeitabschnitten berechnet werden. 

 

Darüber hinaus besteht nach jüngster BAG-Rechtsprechung eine weitere Kürzungsmöglichkeit 

bei tageweiser Kurzarbeit „Null“ (vgl. BAG, Urteile vom 30.11.2021 – 9 AZR 225/21 sowie 9 

AZR 234/21) – vorbehaltlich einer abweichenden Vereinbarung etwa in der der Kurzarbeit 

zugrunde liegenden Betriebsvereinbarung: Eine Umrechnung bzw. Anpassung des nach § 3 

Abs. 1 BUrlG bemessenen gesetzlichen Urlaubsanspruchs ist danach auch dann vorzunehmen, 

wenn die Arbeitspflicht infolge einer wirksam eingeführten Kurzarbeit an ganzen Arbeitstagen 

entfällt. Aus der Einführung von Kurzarbeit ergibt sich nämlich eine neue, die vertragliche 

Arbeitspflicht des Arbeitnehmers bestimmende Verteilung der Arbeitszeit, welche eine 

Neuberechnung der Urlaubstage nach sich zieht. Arbeitstage, die aufgrund der 

kurzarbeitsbedingten Neuverteilung der Arbeitszeit ausfallen, sind daher bei einer 

unterjährigen Neuberechnung des Jahresurlaubs nicht Zeiten mit Arbeitspflicht 

gleichzustellen. Fallen ganze Arbeitstage aufgrund von Kurzarbeit aus, verringert sich die 

durch die Erbringung von Arbeitsleistung bedingte Belastung, sodass der Urlaubsumfang an 

die herabgesetzte Arbeitspflicht anzupassen ist. 
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5.  Urlaubsgewährung (Festlegung der zeitlichen Lage des Urlaubs) 

 

Der Urlaub dient gemäß § 23 Ziffer 1.3. MTV der Erholung und der Erhaltung der Arbeitskraft. 

Der Urlaub ist grundsätzlich in Freizeit zu gewähren (§ 23 Ziffer 1.4. MTV). Während des 

Urlaubs darf der Beschäftigte keine dem Urlaubszweck widersprechende Erwerbstätigkeit 

ausüben. Weiter sieht § 23 Ziffer 1.5. MTV vor, dass der Urlaub nach Möglichkeit in längeren 

zusammenhängenden Abschnitten gewährt werden soll. Bei der Aufstellung des Urlaubsplans 

sind die betrieblichen Notwendigkeiten und die Urlaubswünsche des einzelnen 

Arbeitnehmers zu berücksichtigten (§ 25 Ziffer 1.5. Abs. 2 MTV). Ergänzend sind nach 

§ 7 Abs. 1 S. 1 BUrlG auch Urlaubswünsche anderer Arbeitnehmer, die unter sozialen 

Gesichtspunkten den Vorrang verdienen, zu beachten. Regelmäßig erfolgen die 

Urlaubsgewährung und die Festlegung der Lage des Urlaubs nach den Grundsätzen von in den 

Betrieben bestehenden Betriebsvereinbarungen. Gemäß § 87 Abs. 1 Ziffer 5 Betriebs-

verfassungsgesetz (BetrVG) steht dem Betriebsrat insoweit ein zwingendes Mitbestimmungs-

recht zu. Dieses Mitbestimmungsrecht gilt für die Aufstellung allgemeiner Urlaubsgrundsätze 

und des Urlaubsplans sowie bei der Festsetzung der zeitlichen Lage des Urlaubs für einzelne 

Arbeitnehmer, wenn zwischen dem Arbeitgeber und den beteiligten Arbeitnehmern kein 

Einverständnis erzielt wird. Die Festlegung von Betriebsferien bedarf ebenfalls der 

Zustimmung des Betriebsrats. Ordnet der Arbeitgeber Betriebsferien bzw. -urlaub an, ohne 

den Betriebsrat zu beteiligen, liegt daher keine wirksame Freistellung der Arbeitnehmer zu 

Lasten ihres jeweiligen Urlaubsanspruchs vor (vgl. LAG Nürnberg, Urteil vom 21.02.2014 –  

6 Sa 588/13). 

 

Besondere Bedeutung hat die Urlaubsplanung im (vollkontinuierlichen) Schichtbetrieb. Der 

Urlaub ist so zu verplanen, dass der ununterbrochene Fortgang der Produktion gesichert ist. 

Im Normalfall wird der Urlaub für das jeweilige Kalenderjahr im Vorjahr festgelegt. Soweit eine 

Betriebsvereinbarung die Verplanung des gesamten Urlaubsanspruchs vorsieht, ist dies 

unserer Auffassung nach zulässig. Nach einem Urteil des Arbeitsgerichts Stuttgart (Urteil vom 

24. Juli 2007, Aktenzeichen 31 Ca 2937/07) ist es jedenfalls nicht zu beanstanden, wenn im 

vollkontinuierlichen Schichtbetrieb 24 Urlaubstage fest verplant werden. Nach älterer BAG-

Rechtsprechung (Beschluss vom 28.07.1981 – 1 ABR 79/79) ist es nicht zu beanstanden, wenn 

60 % des Jahresurlaubs der betroffenen Arbeitnehmer fest verplant werden, sofern den 

Arbeitnehmern für die verbliebenen 40 % des Jahresurlaubs die Freiheit belassen wird, den 

Urlaubszeitpunkt selbst zu bestimmen. Vor diesem Hintergrund kann es sich empfehlen, den 

Beschäftigten einzelne Urlaubstage zur freien Verfügung zu belassen. So kann den 

Beschäftigten bei kurzfristig entstehendem Urlaubsbedarf noch Urlaub gewährt werden. 

 

Wenn ein Arbeitnehmer im Anschluss an eine Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder 

Rehabilitation Urlaub beantragt, muss dieser Urlaubswunsch vom Arbeitgeber erfüllt werden 

(§ 7 Abs. 1 Satz 2 BUrlG). Dies gilt insbesondere auch nach einer (erfolgreichen) stufenweisen 

Wiedereingliederung. Im ordentlich gekündigten Arbeitsverhältnis kann der Arbeitgeber 

restliche Urlaubstage in die laufende Kündigungsfrist legen. Dies setzt eine (zumindest für die 

Dauer des Urlaubs) unwiderrufliche Freistellung voraus. 
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6.  Ein- und Austrittsjahr  

 

Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr (§ 23 Ziffer 1.2. MTV). Nach der gemeinsamen 

Kommentierung ist der Urlaub „grundsätzlich im Urlaubsjahr (= Kalenderjahr) zu gewähren 

und zu nehmen“. Dies gilt sowohl für den gesetzlichen als auch den tariflichen Urlaub. Somit 

stehen den Beschäftigten 30 bzw. 32 Urlaubstage im Kalenderjahr zu. Diese Urlaubstage 

müssen auch grundsätzlich im jeweiligen Kalenderjahr gewährt und genommen werden. In 

§ 23 Ziffer 1.10. MTV ist zwar festgehalten, dass der tarifliche Urlaubsanspruch drei Monate 

nach Ablauf des Urlaubsjahrs erlischt, es sei denn, dass er erfolglos geltend gemacht worden 

ist. Mit dieser Regelung wollten die Tarifvertragsparteien jedoch keine generelle Möglichkeit 

der Übertragung des tariflichen Urlaubs in das neue Kalenderjahr schaffen. Vielmehr ist, so 

die gemeinsame Kommentierung, sowohl der gesetzliche als auch der tarifliche Urlaub 

grundsätzlich im jeweiligen Kalenderjahr (bis 31. Dezember) zu gewähren und zu nehmen.  

 

Besonderheiten ergeben sich, wenn das Arbeitsverhältnis nicht durchgängig im Kalenderjahr 

bestanden hat. Grundsätzlich erhalten Beschäftigte für jeden vollen Beschäftigungsmonat 

1/12 des tariflichen Jahresurlaubs (vgl. § 23 Ziff. 1.6.1 und 1.7.1 MTV). Gemäß § 23 Ziffer 1.8 

MTV gelten dabei Beschäftigungszeiten von mehr als einem halben Monat als volle Monate. 

Beschäftigungszeiten von bis zu einem halben Monat werden hingegen nicht berücksichtigt. 

Die Definition des Begriffs „halber Monat“ richtet sich nach § 189 Abs. 1 Bürgerliches 

Gesetzbuch (BGB). Danach gelten, unabhängig von der Anzahl der Kalendertage eines Monats, 

Beschäftigungsphasen mit mehr als 15 Kalendertagen als halbe Monate bzw. volle 

Beschäftigungsmonate. Beschäftigungsmonate bis 15 Kalendertage werden mithin nicht 

berücksichtigt. Dies gilt, wie dargestellt, unabhängig von der Anzahl der Kalendertage eines 

Monats.  

 

Soweit volle Kalendermonate vorliegen, ist eine Zwölftelung des tariflichen Jahresurlaubs 

vorzunehmen. In diese Zwölftelung des Jahresurlaubs ist auch der tarifliche Zusatzurlaub für 

Schichtarbeiter einzubeziehen (§ 23 Ziffer 2.2. MTV). An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, 

dass entsprechend der gemeinsamen Kommentierung der Zusatzurlaub für Schicht-

beschäftigte im Falle des Ausscheidens (nur) einzubeziehen ist, wenn im Zeitpunkt des 

Ausscheidens die Voraussetzungen des Zusatzurlaubs – insbesondere einer mindestens 

achtmonatigen schichtplanmäßigen Nachtschichtleistung – erfüllt sind.  

 

Dabei ist auch die Wertung des § 5 BUrlG zu beachten. Danach besteht Anspruch auf 1/12 des 

Jahresurlaubs für jeden vollen Monat des Bestehens des Arbeitsverhältnisses. Dies gilt nach 

§ 5 Abs. 1 a) BUrlG für Zeiten eines Kalenderjahres, für die der Beschäftigte wegen 

Nichterfüllung der Wartezeit in einem Kalenderjahr keinen vollen Urlaubsanspruch erwirbt 

sowie nach § 5 Abs. 1 b) BUrlG, wenn der Beschäftigte vor erfüllter Wartezeit (sechs Monate) 

aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet.  
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6.1. Eintrittsjahr und Wartezeit 

 

Im Eintrittsjahr erhalten die Beschäftigten daher für jeden vollen Beschäftigungsmonat 1/12 

ihres tariflichen Jahresurlaubs (§ 23 Ziffer 1.6.1 MTV). Beschäftigte können den tariflichen – 

anders als den gesetzlichen – Urlaub für das Eintrittsjahr (erst) nach sechs Monaten 

Betriebszugehörigkeit, spätestens aber im Dezember, geltend machen (Wartezeit, 

§ 23 Ziffer 1.6.2. MTV). Die Beschäftigten sind verpflichtet, bei der Einstellung die 

Bescheinigung anderer Arbeitgeber über den schon für das laufende Kalenderjahr erhaltenen 

Urlaub vorzulegen. Maßgeblich für die noch zu gewährenden Resturlaubstage ist der aus der 

Urlaubsbescheinigung ersichtliche Zeitraum, für den der frühere Arbeitgeber bereits Urlaub 

gewährt hat. Nur für die restliche Zeit des Jahres, frühestens jedoch ab Dienstantritt, besteht 

der tarifliche Urlaubsanspruch. Etwas anderes gilt jedoch nach Maßgabe des § 6 BurlG für den 

gesetzlichen Urlaub. § 6 BurlG hindert das Entstehen des gesetzlichen Urlaubs in dem neuen 

Arbeitsverhältnis nicht schon, wenn der Arbeitnehmer den Urlaub im alten Arbeitsverhältnis 

erworben, aber nicht genommen hat. Ist der gesetzliche Urlaubsanspruch aus dem Alt-

Arbeitsverhältnis bisher weder durch Freistellung erfüllt noch abgegolten worden, entsteht 

der Urlaubsanspruch im neuen Arbeitsverhältnis ungeschmälert. Nur der erfüllte 

Urlaubsanspruch hindert das Entstehen eines neuen Anspruchs. Der neue Arbeitgeber kann 

auch nicht die Erfüllung des geschuldeten Urlaubs mit der Begründung verweigern, der 

Arbeitnehmer solle seinen Abgeltungsanspruch gegenüber dem alten Arbeitgeber 

durchsetzen. 

 

Für solche Monate, für die die Beschäftigten bei früheren Arbeitgebern bereits Urlaub in Form 

von Freizeit oder Urlaubsabgeltung erhalten haben, besteht kein Anspruch auf 

„Urlaubszwölftel“ (§ 23 Ziffer 1.6.3. und 1.6.4. MTV). Hat der Beschäftigte bei seinem 

früheren Arbeitgeber schon den gesamten, ihm dort zustehenden Jahresurlaub erhalten, 

erwirbt er keinen neuen Urlaubsanspruch.  

 

Beispiel:  

 

Bei Eintritt zum 1. März eines Kalenderjahrs erhalten Beschäftigte somit 10/12 ihres 

Jahresurlaubs, somit 25 Urlaubstage (10/12 x 30). 

 

Besonderheiten ergeben sich bei kurzen Beschäftigungsverhältnissen. Wie dargestellt, 

können Beschäftigte ihren tariflichen Urlaub für das Eintrittsjahr erst nach sechs Monaten 

Betriebszugehörigkeit, spätestens aber im Dezember, geltend machen.  

 

Beispiel:  

 

Bei Beschäftigungsbeginn ab 1. Oktober eines Kalenderjahrs können Beschäftigte im 

Dezember desselben Kalenderjahrs den tariflichen Urlaub geltend machen, aufgerundet 

acht Urlaubstage (3/12 x 30 = 7,5). Die Beschäftigten müssen in diesem Fall die sechs-

monatige Wartezeit nicht einhalten und können den Urlaub schon im Dezember 

desselben Kalenderjahrs nehmen.  
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Treten Beschäftigte am 1. März eines Kalenderjahrs ein und scheiden vor Ablauf von sechs 

Monaten, zum Beispiel am 30. Juni desselben Kalenderjahrs, wieder aus, besteht gleichwohl 

ein Anspruch auf 4/12 des Jahresurlaubs. Dies folgt auch aus § 5 Abs. 1 a) und b) BUrlG. Danach 

besteht ein Anspruch auf 1/12 des Jahresurlaubs für jeden vollen Monat des Bestehens des 

Arbeitsverhältnisses, wenn ein Beschäftigter vor erfüllter Wartezeit (sechs Monate) aus dem 

Arbeitsverhältnis ausscheidet. 

 

6.2. Austrittsjahr  

 

Auch im Austrittsjahr haben Beschäftigte grundsätzlich für jeden vollen Beschäftigungsmonat 

Anspruch auf 1/12 des tariflichen Jahresurlaubs (§ 23 Ziffer 1.7.1. MTV). Dies gilt – anders als 

im Hinblick auf den gesetzlichen Urlaub – sowohl bei Ausscheiden in der ersten Jahreshälfte 

als auch für ein Ausscheiden in der zweiten Jahreshälfte. Bezüglich des gesetzlichen Urlaubs 

gilt nach § 5 Abs. 1 lit. c) BUrlG hingegen Folgendes: Bei einem Ausscheiden nach erfüllter 

Wartezeit in der zweiten Jahreshälfte besteht der volle Urlaubsanspruch. Bei einem 

Ausscheiden in der ersten Jahreshälfte gilt hingegen das Zwölftelungsprinzip für Teilurlaub. 

 

Besonderheiten ergeben sich allerdings beim Ausscheiden wegen Erreichens der Altersgrenze. 

Scheiden Beschäftigte nach dem 30. Juni wegen Erreichens der Altersgrenze der gesetzlichen 

Rentenversicherung oder wegen Inanspruchnahme des vorgezogenen Altersruhegelds, der 

flexiblen Altersgrenze oder wegen Erwerbs- oder Berufsunfähigkeit aus, so erhalten sie den 

vollen Jahresurlaub (§ 23 Ziff. 1.7.2 MTV), gegebenenfalls einschließlich des Zusatzurlaubs für 

Schichtarbeit (§ 23 Ziffer 2.2. MTV), soweit die Voraussetzungen im Zeitpunkt des 

Ausscheidens vorliegen. Bezieht daher ein Beschäftigter Altersrente ab dem 1. August eines 

Kalenderjahrs, so besteht der volle Jahresurlaubsanspruch. Der Zusatzurlaub für Schichtarbeit 

entfällt jedoch mangels schichtplanmäßiger mindestens achtmonatiger Nachtschichtleistung. 

Bei Ausscheiden zum 30. Juni entsteht der anteilige (6/12) Jahresurlaub. Der Zusatzurlaub für 

Schichtarbeit entfällt jedoch ebenfalls mangels schichtplanmäßiger mindestens 

achtmonatiger Nachtschichtleistung. Der tarifliche Anteil des Urlaubsanspruchs entfällt 

überdies dann, wenn der Arbeitnehmer vor seinem Ausscheiden mindestens zwölf Monate 

lang nicht gearbeitet hat (§ 23 Ziffer 1.7.3. MTV). In diesen Fällen verbleibt es allein beim 

gesetzlichen Urlaubsanspruch. Dieser Ausnahmetatbestand (keine Arbeitsleistung innerhalb 

der letzten zwölf Monate vor dem Ausscheiden) gilt sowohl für ein Ausscheiden in der ersten 

als auch für ein Ausscheiden in der zweiten Jahreshälfte. Hat ein Beschäftigter zwölf Monate 

lang vor seinem Ausscheiden nicht gearbeitet, so hat er weder den Anspruch auf anteilige 

Zwölftelung seines tariflichen Jahresurlaubs noch den Anspruch auf den vollen Jahresurlaub 

bei seinem Ausscheiden nach dem 30. Juni gemäß § 23 Ziffer 1.7.2. MTV. Der gesetzliche 

Urlaubsanspruch wird durch diese Verfallsklausel nicht beeinträchtigt, da der gesetzliche 

Urlaubsanspruch unabdingbar ist. Scheidet ein Beschäftigter in der ersten Jahreshälfte nach 

zwölfmonatiger Nichtarbeit aus, stehen ihm somit die entsprechenden Zwölftel des 

gesetzlichen Urlaubs, bei Ausscheiden in der zweiten Jahreshälfte der volle gesetzliche 

Urlaubsanspruch zu.  
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Der tarifliche Urlaubsanspruch entfällt nach § 23 Ziffer 1.11. MTV im Übrigen auch dann, 

wenn Beschäftigte unter Vertragsbruch ausscheiden oder aufgrund vertragswidrigen 

Verhaltens fristlos entlassen werden. Auch in diesen Fällen bleibt allein der gesetzliche 

Urlaubsanspruch bestehen, tarifliche Urlaubsansprüche entfallen. 

 

Das Ausscheiden unter Vertragsbruch ist dabei an keine besondere Art des Ausscheidens bzw. 

des Beendigungstatbestandes gekoppelt. Ein Ausscheiden in diesem Sinne kann auch der 

Abschluss eines Aufhebungsvertrages sein, welcher aufgrund eines Vertragsbruchs des 

Beschäftigten geschlossen worden ist, oder eine ordentliche (verhaltensbedingte) Kündigung 

wegen vertragswidrigen Verhaltens.  

 

Beispiele:  

 

Die Arbeitsvertragsparteien einigen sich auf ein Ausscheiden zum 30. November eines 

Kalenderjahrs aufgrund schwerwiegender Vertragsverletzung eines Beschäftigten. Im 

Jahr des Ausscheidens steht dem Beschäftigten allein der gesetzliche Urlaub in Höhe von 

20 Tagen zu.  

 

Ein Beschäftigter scheidet am 31. Juli eines Kalenderjahrs aus und hat Anspruch auf 

Altersrente. Der Beschäftigte hat 12 Monate lang vor seinem Ausscheiden nicht 

gearbeitet. Es besteht Anspruch auf 20 Urlaubstage. Der Anspruch auf tariflichen Urlaub 

entfällt aufgrund der vorstehend genannten tariflichen Regelung wegen zwölfmonatiger 

Nichtarbeit. Es verbleibt bei den Regelungen des BUrlG. Danach erhalten Beschäftigte 

den vollen gesetzlichen Urlaubsanspruch, soweit sie in der zweiten Jahreshälfte eines 

Kalenderjahrs aus dem Arbeitsverhältnis ausscheiden (Umkehrschluss aus § 5 Abs. 1 c 

BUrlG).  

 

Ein Beschäftigter scheidet zum 31. März eines Kalenderjahres aus. Dem Beschäftigten 

stehen 3/12 des tariflichen Urlaubsanspruchs zu, somit acht Urlaubstage (30 x 3/12 = 

7,5, aufgerundet 8). 

 

Besonders hinzuweisen ist auf ein Ausscheiden nach dem 30. Juni, also beispielsweise zum 

31. Juli eines Kalenderjahrs ohne Möglichkeit des Renteneintritts und ohne dass zusätzlich die 

Voraussetzung der fehlenden Arbeitsleistung innerhalb der letzten zwölf Monate vorliegt, das 

heißt, der Beschäftigte hat in den letzten zwölf Monaten gearbeitet. In diesem Fall gilt die 

günstigere gesetzliche Urlaubsberechnung. Nach den Regelungen des § 5 Abs. 1c) BUrlG 

entsteht bei Ausscheiden in der zweiten Jahreshälfte der volle gesetzliche Urlaubsanspruch, 

somit 20 Urlaubstage. Tariflich wäre ein Urlaubsanspruch von 7/12 von 30 Tagen zu 

gewähren, somit aufgerundet 18 Urlaubstage. In diesen Fällen gilt allerdings die günstigere 

gesetzliche Grundlage, wonach beim Ausscheiden in der zweiten Jahreshälfte der volle 

gesetzliche Urlaub entsteht. Somit ist bei einem Ausscheiden zum 31. Juli eines Kalenderjahrs 

der volle gesetzliche Urlaubsanspruch von 20 Tagen zu gewähren (statt der eigentlich vom 

Tarifvertrag vorgesehenen 7/12 und somit 18 Tage).  
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Bei Ausscheiden zum 30. September oder später innerhalb eines Kalenderjahrs besteht 

grundsätzlich Anspruch auf jeweils 1/12 tariflichen Urlaub pro Kalendermonat. Bei einem 

Ausscheiden zum Ende September oder später innerhalb eines Kalenderjahres ist die tarifliche 

Regelung nämlich wieder günstiger als die gesetzliche Regelung (weil beispielsweise 8/12 aus 

30 Tagen rechnerisch ebenfalls zu 20 Urlaubstagen und 9/12 von 30 Tagen 22,5 (aufgerundet 

23) Urlaubstage ergeben). 

 

7.  Feiertage | Frühschlusstage  

 

Besonderer Betrachtung bedürfen Feiertage und Frühschlusstage.  

 

7.1 Feiertage 

 

Wie oben dargelegt (Ziffer 3.) sind Feiertage keine potenziellen Urlaubstage. An Feiertagen 

besteht, insbesondere im Tagschichtbereich, grundsätzlich keine Arbeitsverpflichtung. Für 

Arbeitszeit, die infolge eines gesetzlichen Feiertags ausfällt, hat der Arbeitgeber dem 

Arbeitnehmer das Arbeitsentgelt zu zahlen, das er ohne den Arbeitsausfall erlitten hätte 

(§ 2 Abs. 1 Entgeltfortzahlungsgesetz, EntgFG). Daher sind Feiertage grundsätzlich arbeitsfrei 

unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts. In den Schichtbetrieben der Papier- und 

Zellstoffindustrie wird hingegen (regelmäßig) auch an Feiertagen gearbeitet. So ist das 

gesamte Kalenderjahr, auch die Feiertage, im Schichtplan mit Schichten hinterlegt. Soweit 

Beschäftigte im (vollkontinuierlichen) Schichtbetrieb an Feiertagen, an denen grundsätzlich 

gearbeitet wird, eine Freistellung wünschen, kann diese nur unbezahlt oder unter Abbau von 

Zeitkonten oder Abbau von Mehrarbeit erfolgen. Urlaub kann für Feiertage auch im 

Schichtbetrieb nicht gewährt werden. Sonntage hingegen sind im Schichtbetrieb Arbeitstage, 

somit auch potenzielle Urlaubstage. 

 

Sonderregelungen gelten für Feiertage, die „in den Urlaub“ fallen. Entsteht durch einen 

gesetzlichen Feiertag, der in den Urlaub fällt, ein Entgeltausfall, so ist er gemäß § 23 Ziffer 5. 

MTV zu vergüten. Voraussetzung ist demnach, dass vor und nach dem Feiertag Urlaub liegt. 

In dieser Konstellation fällt die Arbeit nicht wegen des Feiertags, sondern wegen des Urlaubs 

aus. Dieser Feiertag wird mit Lohnausfall vergütet. Dieser Lohnausfall ist identisch mit dem 

täglichen Urlaubsentgelt. Die Berechnung orientiert sich somit an der Urlaubsentgelt-

berechnung (siehe Ziffer 8.). Dieser Tag ist nicht als Feiertag zu vergüten. Auch 

Feiertagszuschläge sind nicht zu gewähren. Für Feiertage, die in den Urlaub fallen, erhalten 

Beschäftigte somit eine Vergütung in Höhe des Urlaubsentgelts. Ein Urlaubstag wird für den 

Feiertag nicht angerechnet.  

 

Feiertage zu Beginn und Ende des Urlaubs werden nicht vom Urlaub umschlossen. Sie fallen 

also nicht „in den Urlaub“. In diesen Fällen kommen, soweit Beschäftigte an diesen Feiertagen 

frei haben möchten, wiederum nur unbezahlte Freistellung oder Verrechnung mit 

Arbeitszeitguthaben in Betracht.  
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Zu betrachten sind in diesem Zusammenhang auch Freischichten. Freischichten sind keine 

Urlaubstage. Wenn Beschäftigte den Urlaub mit Freischichten und einem anschließenden 

Feiertag beginnen, so handelt es sich nicht um einen Feiertag, der „in den Urlaub“ fällt. 

Dasselbe gilt, wenn der Urlaub mit einem Feiertag und anschließender Freischicht endet. Auch 

in diesen Fällen ist der Feiertag nicht vom Urlaub umschlossen. Soweit Beschäftigte nicht 

arbeiten möchten, bleibt die Möglichkeit der unbezahlten Freistellung oder der Verrechnung 

mit Arbeitszeitguthaben. Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang aber auf einen 

Ausnahmefall. Im Anwendungsbereich der Durchfahrverträge Papier und Zellstoff haben 

Beschäftigte einmal (im Kalenderjahr) Anspruch auf Zusammenlegen des Urlaubs mit 

Freischichten (§ 7 Ziffer 2. Durchfahrvertrag Papier / Durchfahrvertrag Zellstoff). In diesen 

Fällen gilt dann der Feiertag, der zwischen Freischichten und Urlaubsbeginn oder zwischen 

Urlaubsende und Freischichten liegt, als vom Urlaub umschlossen. Der Feiertag ist in diesem 

Ausnahmefall mit Urlaubsentgelt entsprechend § 23 Ziffer 5. MTV zu vergüten.  

 

7.2 Frühschlusstage 

 

Frühschlusstage sind potenzielle Urlaubstage. Soweit ein Frühschlusstag „in den Urlaub“ fällt, 

ist für diesen Frühschlusstag ein Urlaubstag anzusetzen. Die vorstehend genannte Regelung 

für Feiertage, die in den Urlaub fallen (§ 23 Ziffer 5. MTV), gilt für Frühschlusstage 

ausdrücklich nicht. Soweit der Frühschlusstag „in den Urlaub“ fällt, gilt dieser Grundsatz 

unabhängig davon, ob am Frühschlusstag hätte gearbeitet werden müssen oder die 

Arbeitszeit, soweit kein Urlaub genommen worden wäre, aufgrund des Frühschlusses 

ausgefallen wäre.  

 

Fällt der Frühschlusstag nicht „in den Urlaub“ gilt Folgendes:  

 

Soweit an Frühschlusstagen schichtplanmäßig zu arbeiten wäre (zum Beispiel in der 

Frühschicht am 30. April), ist diese Frühschicht ein Arbeitstag und somit ein potenzieller 

Urlaubstag.  

 

Bei den Schichten, die kraft Tarifvertrag aufgrund des Frühschlusses ausfallen (zum Beispiel 

Spätschicht am 30. April oder 24. Dezember), ist eine differenzierte Betrachtung 

vorzunehmen. Wird an diesen Tagen nicht durchgefahren, so entfällt die Arbeitspflicht 

aufgrund des Frühschlusses. Es muss kein Urlaub genommen werden. Vereinbaren die 

Betriebsparteien mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien hingegen das Durchfahren an 

diesen Frühschlusszeiten, hängt die Betrachtung dieser Frühschlusszeiten davon ab, ob die 

Betriebsparteien ein freiwilliges Durchfahren vereinbaren oder festlegen, dass an den 

Frühschlusstagen Arbeitspflicht für die Beschäftigten besteht. Im erstgenannten Fall muss kein 

Urlaub genommen werden. Will der Beschäftigte am Frühschlusstag arbeitsfrei haben und 

sieht die Betriebsvereinbarung (lediglich) vor, dass die Arbeiten freiwillig erfolgen, so muss 

kein Urlaub genommen werden. Die Freiwilligkeit der Arbeitsleistung an den Frühschlusstagen 

soll nicht dadurch untergraben werden, dass die Beschäftigten, soweit sie nicht arbeiten 

wollen, Urlaub nehmen müssen. Sieht hingegen die Betriebsvereinbarung über das 

Durchfahren Arbeitspflicht vor, so sind Frühschlusstage potenzielle Urlaubstage.  
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8. Urlaubsentgelt 

 

Urlaubsentgelt ist der Entgeltanspruch der Beschäftigten während des Urlaubs. Das 

Urlaubsentgelt kann nach den tarifvertraglichen Regelungen in zweierlei Weise bemessen 

werden. So sieht § 23 Ziffer 3.1. MTV vor, dass für den Urlaub entweder ein Entgelt in Höhe 

des konkret ausfallenden Arbeitsentgelts zu zahlen ist (Lohnausfallprinzip) oder sich das 

Urlaubsentgelt nach dem durchschnittlichen Entgelt in einem Berechnungszeitraum 

(Referenzprinzip) berechnet. 

 

Die Betriebsparteien können grundsätzlich frei entscheiden, ob das Referenzprinzip zur 

Anwendung kommt oder sich das Urlaubsentgelt nach dem tatsächlich ausfallenden Entgelt 

berechnet. Der Tarifvertrag sieht aber folgende Konkretisierung vor: Leisten Beschäftigte 

regelmäßig Schicht-, Mehr-, Nacht-, Sonn- oder Feiertagsarbeit, so ist das Referenzprinzip 

zugrunde zu legen (§ 23 Ziffer 3.1 Abs. 2 MTV). Der Begriff der Regelmäßigkeit ist dabei nicht 

definiert. Es ist vom Grundsatz auszugehen, dass sich das Urlaubsentgelt bei Schichtarbeit 

immer nach dem Referenzprinzip errechnet. Der Zeitraum, welcher für das Referenzprinzip 

zugrunde zu legen ist, wird ebenfalls von den Betriebsparteien festgelegt. Dabei sieht der 

Tarifvertrag (§ 23 Ziffer 3.1 Abs. 3 MTV) vor, dass der Referenzzeitraum betrieblich zu 

vereinbaren ist und mindestens drei Monate betragen muss. Um Entgeltschwankungen 

auszugleichen, empfiehlt es sich, den Referenzzeitraum länger als drei Monate festzulegen. 

Sinnvoll können beispielsweise Referenzzeiträume von zwölf Monaten sein.  

 

Besonderheiten gelten bei Kurzarbeit (§ 23 Ziffer 3.1 Abs. 3 MTV). Bei Kurzarbeit ist der 

Berechnungszeitraum entsprechend vorzuverlegen. 

 

Beispiel:  

 

Sieht eine Betriebsvereinbarung einen zwölfmonatigen Referenzzeitraum vor, zum Beispiel in 

der Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember des dem Urlaubsjahr vorangehenden Kalenderjahrs, 

und ist dieser Zeitraum mit Kurzarbeit (zum Beispiel zwei Kalendermonate Kurzarbeit) belegt, 

so werden diese zwei Monate der Kurzarbeit im Referenzzeitraum nicht berücksichtigt. 

Vielmehr ist der Beginn des Referenzzeitraums um zwei Monate vorzuverlegen (hier also ab 1. 

November des davor liegenden Jahrs).  

 

Somit gilt für Schichtbetriebe grundsätzlich das Referenzprinzip. Im Nichtschichtbetrieb steht 

den Betriebsparteien ein Wahlrecht zu. Sie können durch Betriebsvereinbarung ebenfalls das 

Referenzprinzip zur Anwendung bringen oder das Urlaubsentgelt für jeden ausfallenden 

Arbeitstag konkret nach dem Lohnausfallprinzip berechnen.  

 

Soweit das Referenzprinzip zur Anwendung kommt, wird für das Urlaubsjahr das 

Urlaubsentgelt je Urlaubstag nur einmal errechnet (§ 23 Ziffer 3.2.1. MTV). Dies stellt eine 

Erleichterung dar. Die Höhe des Urlaubsentgelts ist somit für das gesamte Urlaubsjahr nur 

einmal zu berechnen und für jeden Urlaubsblock identisch. Alternativ kann durch 

Betriebsvereinbarung festgelegt werden, dass bei geteiltem Urlaub vor jedem Urlaubsantritt 
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das Urlaubsentgelt neu berechnet wird (§ 23 Ziffer 3.2.2. MTV). In diesem Fall müsste das 

Urlaubsentgelt vor jedem Urlaubsantritt neu berechnet werden.  

 

Der MTV enthält weiter detaillierte Regelungen, welche Entgeltbestandteile für die 

Berechnung des Urlaubsentgelts zu berücksichtigen sind. Soweit das Referenzprinzip zur 

Anwendung kommt, errechnet sich das Urlaubsentgelt aus dem Bruttoarbeitsentgelt des 

Berechnungszeitraums geteilt durch die Zahl der Arbeitstage (§ 23 Ziffer 3.2.1. MTV). Diese 

Vorschrift sieht zwar auch die Möglichkeit vor, auf Arbeitsstunden im Berechnungszeitraum 

abzustellen. In der tariflichen Praxis erfolgt die Abrechnung demgegenüber jedoch regelmäßig 

durch schlichte Betrachtung der Arbeitstage. 

 

Der Begriff des Bruttoarbeitsentgelts ist dabei weit auszulegen. Gemäß § 23 Ziffer 3.2.3. MTV 

zählen zum Bruttoarbeitsentgelt das tatsächliche Arbeitsentgelt inklusive aller Zuschläge und 

Zulagen, gesetzliche oder tarifliche Fortzahlung des Arbeitsentgelts und Urlaubsentgelt. Außer 

Absatz bleiben (nur): Urlaubsgeld, Gratifikationen, Jahresschlusszuwendungen, 

vermögenswirksame Leistungen, 13. Monatsgehalt und dergleichen. Der MTV bestimmt, 

welche tariflichen Lohnbestandteile in die Urlaubsentgeltberechnung einfließen. Soweit 

Betriebe übertarifliche Leistungen gewähren, ist in den betrieblichen Regelungen festzulegen, 

ob derartige übertarifliche Leistungen ebenfalls für die Urlaubsentgeltberechnung 

heranzuziehen sind. Insoweit bietet sich ein Aufgreifen der im Tarifvertrag angelegten 

Differenzierung zwischen anrechnungsfähigen ratierlichen Zahlungen sowie nicht 

anrechenbaren jährlichen Einmalzahlungen an. Entscheidend kommt es auf die betrieblichen 

Regelungen an, inwieweit diese eine Berücksichtigung für die Berechnung des Urlaubsentgelts 

vorsehen oder nicht. Eine Verpflichtung zur Einbeziehung übertariflicher Verdienstbestand-

teile für die Urlaubsentgeltberechnung sieht der MTV aber nicht vor.  

 

Im Gegensatz zur Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit ist das Urlaubsentgelt 

einschließlich der geleisteten Vergütung für gegebenenfalls entstandene Mehrarbeit zu 

berechnen. Soweit im Referenzzeitraum Mehrarbeit angefallen ist und diese gesondert 

vergütet worden ist, ist diese Mehrarbeitsvergütung auch mit zu berücksichtigen und ist 

Bestandteil des Bruttoarbeitsentgelts. Daher sollte darauf geachtet werden, dass 

insbesondere in kürzeren Referenzzeiträumen (zum Beispiel Referenzzeiträume, die auf das 

tarifliche Mindestmaß von drei Monaten beschränkt sind) keine oder wenig Mehrarbeit 

anfällt, da diese Mehrarbeit ansonsten zur Erhöhung des Urlaubsentgelts führen würde.  

 

Nach Ermittlung des Bruttoarbeitsentgelts des Berechnungszeitraums ist dieses im zweiten 

Schritt durch die Zahl der Arbeitstage zu dividieren. Der Tarifvertrag nennt unter 

§ 23 Ziffer 3.2.4. MTV als Arbeitstage alle Tage, an denen Beschäftigte aufgrund der Verteilung 

der tariflich vereinbarten regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit auf die einzelnen 

Wochentage gearbeitet haben, und solche, an denen Beschäftigte ohne sachlich ausreichende 

Entschuldigung gefehlt haben. Entgegen der missverständlichen Formulierung in 

§ 23 Ziffer 3.2.4. MTV zählen als Arbeitstage auch alle Tage, für die gesetzlich oder tariflich 

Arbeitsentgelt fortgezahlt worden ist sowie alle Urlaubstage. Dies gilt insbesondere auch für 

Freischichten im Schichtbetrieb. 
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Besonderheiten ergeben sich, soweit im Referenzzeitraum eine tarifliche Entgelterhöhung 

oder eine Höhergruppierung stattgefunden hat. So sieht § 23 Ziffer 3.3.1. MTV vor, dass für 

Urlaubstage ab Inkrafttreten einer tariflichen Lohnerhöhung oder einer Höhergruppierung 

eine entsprechende Aufzahlung zu leisten ist, soweit die Lohnerhöhung in die Berechnung des 

Urlaubsentgelts ihren Niederschlag noch nicht gefunden hat. Der Tarifvertrag spricht (nur) von 

tariflicher Lohnerhöhung. Die Grundsätze gelten aber auch bei einer Gehaltserhöhung, soweit 

für Gehaltsempfänger das Referenzprinzip zur Anwendung gebracht wird. Nach dem Wortlaut 

des § 23 Ziffer 3.3.2. MTV ist unter einer entsprechenden Aufzahlung eine Erhöhung des 

Entgelts je Urlaubstag um den Prozentsatz der Tariflohnerhöhung zu verstehen. Diese 

Formulierung für sich allein betrachtet ist missverständlich. Der Sinn und der Zweck dieser 

Vorschrift werden deutlich, wenn § 23 Ziffer 3.3.1. MTV mitbetrachtet wird. Im Zusammen-

spiel mit dieser Regelung ist die Erhöhung nur insoweit zu berücksichtigen, als die Erhöhung 

in der Berechnung des Urlaubsentgelts „ihren Niederschlag noch nicht gefunden hat“. Es ist 

daher zu berücksichtigen, ob und inwieweit eine Tariferhöhung innerhalb des 

Referenzzeitraums schon Berücksichtigung gefunden hat. Die Tariferhöhung darf sich nicht 

doppelt auswirken. Mit diesen Regelungen wird somit der Tatsache Rechnung getragen, dass 

bei Tariferhöhungen im Referenzzeitraum ohne „Aufzahlung“ das Urlaubsentgelt niedriger 

wäre als bei Berechnung des täglichen Lohnausfalls. Diese Ungleichbehandlung soll mit den 

vorstehend genannten Regelungen ausgeglichen werden. Als Anlage 4 ist ein Berechnungs-

beispiel zusammengestellt, welches die tarifliche Aufzahlung erläutert.  

 

9. Urlaubsübertragung / Verfall von Urlaubsansprüchen und Hinweispflichten des 

Arbeitgebers 

 

Wie oben dargestellt (Ziffer 6.) ist Urlaubsjahr das Kalenderjahr. Sowohl der gesetzliche als 

auch der tarifliche Urlaub sind grundsätzlich im jeweiligen Kalenderjahr zu nehmen. Eine 

Übertragung auf das nächste Kalenderjahr ist der Ausnahmefall. Auch hinsichtlich der 

Möglichkeit der Übertragung von Urlaub ist zwischen gesetzlichem und tariflichem Urlaub zu 

unterscheiden. Nach neuerer Rechtsprechung verfällt im Laufe eines Urlaubsjahrs nicht 

genommener gesetzlicher Urlaub nicht mehr automatisch zum Jahresende. Voraussetzung für 

den Verfall von gesetzlichen Urlaubsansprüchen zum Jahresende ist ein ausdrücklicher 

Hinweis des Arbeitgebers. Danach haben Arbeitgeber ihre Beschäftigten auf offene und noch 

nicht verplante Urlaubstage für das jeweilige Urlaubsjahr hinzuweisen. Die Arbeitgeber haben 

ihre Beschäftigten weiter aufzufordern, den gesamten Jahresurlaub im Kalenderjahr 

tatsächlich zu nehmen. Zudem ist der Hinweis zu geben, dass der nicht genommene 

Jahresurlaub zum Jahresende verfällt. Ein Musteranschreiben für die Beschäftigten ist als 

Anlage 5 beigefügt.  

 

Dieser Hinweis sollte möglichst konkret auf die einzelnen Beschäftigten abgestellt zwei Mal 

im Jahr erfolgen. Um den Beschäftigten die Möglichkeit zu geben, noch nicht genommenen 

Urlaub tatsächlich bis Jahresende in Natur zu nehmen, sollte das zweite Schreiben im Herbst 

eines Kalenderjahrs erfolgen. Soweit der Arbeitgeber dieser Hinweispflicht nachkommt, 

verfällt (auch) der gesetzliche Urlaub zum Jahresende.  
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Diese Hinweispflicht bezieht sich nur auf den gesetzlichen Mindesturlaub. Der tarifliche Urlaub 

verfällt auch ohne einen entsprechenden Hinweis zum Jahresende. Die neue Rechtsprechung 

zu der Hinweispflicht des Arbeitgebers bezieht sich nur auf den gesetzlichen Mindesturlaub, 

nicht aber auf den tariflichen zusätzlichen Urlaub. Hinsichtlich des tariflichen 

Urlaubsanspruchs liegt die Initiativlast vielmehr in Anbetracht der Regelung in § 23 Ziffer 1.10 

MTV, wonach der tarifliche Urlaubsanspruch vom Arbeitnehmer „geltend zu machen“ ist, 

beim Arbeitnehmer (vgl. BAG-Urteil vom 09.03.2021 – 9 AZR 310/20). 

 

Gleichwohl sollte arbeitgeberseitig der Hinweispflicht nachgekommen werden. So hat der 

EuGH am 22. September 2022 (Az: C-120/21) festgehalten, dass Urlaubsansprüche, soweit der 

arbeitgeberseitige Hinweis nicht gegeben worden ist, auch nach Ablauf der Verjährungsfrist 

nicht verfallen. Eine Verletzung der arbeitgeberseitigen Hinweispflicht führt somit dazu, dass 

die Verjährungsfrist gehemmt wird. Beschäftigte können daher bei fehlendem Hinweis des 

Arbeitgebers ihre gesetzlichen Urlaubsansprüche auch noch nach Ablauf der regulären 

Verjährungsfrist von drei Jahren geltend machen.  

 

Eine Ausnahme von diesen Regelungen zum Urlaubsverfall bilden die Fälle der 

langandauernden Arbeitsunfähigkeit, auf die unten noch eingegangen wird. 

 

Eine Übertragung des gesetzlichen und tariflichen Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr findet 

nur in Ausnahmefällen statt. Gemäß § 7 Abs. 3 S. 2 BUrlG ist eine Übertragung des Urlaubs auf 

das nächste Kalenderjahr nur statthaft, wenn dringende betriebliche oder in der Person des 

Arbeitnehmers liegende Gründe dies rechtfertigen. Im Falle der Übertragung muss der Urlaub 

in den ersten drei Monaten des folgenden Kalenderjahrs gewährt und genommen werden 

(§ 7 Abs. 3 S. 3 BUrlG). Daher muss der gesetzliche Urlaub entsprechend den Regelungen des 

BUrlG bis zum 31. März des dem Urlaubsjahr folgenden Kalenderjahrs genommen werden. 

Trotz des missverständlichen Wortlauts unter § 23 Ziffer 1.10. MTV gilt nach dem Willen der 

Tarifvertragsparteien, wie in der gemeinsamen Kommentierung zum MTV niedergelegt, auch 

für den tariflichen Urlaub der Grundsatz, dass dieser im jeweiligen Urlaubsjahr genommen 

werden muss.  

 

Auch für den tariflichen Urlaub gilt, dass die Übertragung auf das nächste Kalenderjahr der 

Ausnahmefall ist. Nach § 23 Ziffer 1.10. MTV erlischt der tarifliche Urlaubsanspruch 

(spätestens) drei Monate nach Ablauf des Urlaubsjahrs, es sei denn, dass er erfolglos geltend 

gemacht worden ist. § 23 Ziffer 1.10. MTV definiert dabei nicht, in welchen Fällen der 

tarifliche Urlaub auf die nächsten drei Monate nach Ablauf des Urlaubsjahrs übertragen 

werden kann. Aus der gemeinsamen Kommentierung zum MTV ergibt sich aber, dass es sich 

bei diesen Fällen um Ausnahmefälle handeln muss, in denen es den Beschäftigten nicht 

möglich ist, den (tariflichen) Urlaub zu nehmen. Insoweit sind die Gründe, die für eine 

Übertragung des gesetzlichen Urlaubs Anwendung finden, unserer Auffassung nach auch auf 

die Übertragung des tariflichen Urlaubs entsprechend anzuwenden.  

 

Dringende betriebliche Gründe liegen etwa dann vor, wenn die Auftragslage zum Jahresende 

die Anwesenheit der Beschäftigten erfordert. Ein in der Person des Beschäftigten liegender 
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Grund ist regelmäßig bei Erkrankung und damit verbundener Arbeitsunfähigkeit zum 

Jahresende gegeben.  

 

Sonderfall: Langandauernde Arbeitsunfähigkeit  

 

Auch in den Fällen der langandauernden ununterbrochenen Erkrankung ist zwischen 

gesetzlichem und tariflichem Urlaub zu differenzieren. Für den tariflichen Urlaub ergeben sich 

keine Besonderheiten. Der tarifliche Urlaub verfällt auch bei langandauernder Erkrankung 

(spätestens) mit Ablauf des 31. März des dem Urlaubsjahr folgenden Kalenderjahrs.  

 

Anders verhält es sich beim gesetzlichen Mindesturlaub. Nach neuerer Rechtsprechung 

erlischt der gesetzliche Urlaub dann nicht, wenn Beschäftigte den Urlaub wegen einer 

krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit nicht nehmen können (Urteile des EuGH vom 

22. Januar 2009, C-350/06 und des BAG vom 24. März 2009, 9 AZR 983/07). So verfällt der 

gesetzliche Mindesturlaub bei einer langandauernden Erkrankung nicht am 31. März des 

Folgejahres. Soweit der gesetzliche Mindesturlaub wegen Krankheit nicht genommen werden 

kann, verfällt dieser erst mit Ablauf von 15 Monaten nach Ablauf des Urlaubsjahrs.  

 

Unklar war bislang die Frage, inwieweit die Hinweispflicht des Arbeitgebers auch bei im  

Laufe des Kalenderjahrs eintretender Langzeiterkrankung erfolgen muss. Nach aktueller 

Rechtsprechung des EuGH (Entscheidungen vom 22. September 2022 – C-518/20 sowie  

C-727/20) besteht diese Hinweispflicht auch gegenüber für den Rest des Urlaubsjahrs 

langzeiterkrankten Beschäftigten oder auch erwerbsgeminderten Beschäftigten. Da der 

Urlaub im Zeitraum der Arbeitsfähigkeit noch hätte genommen werden können, führt, so der 

EuGH, der fehlende arbeitgeberseitige Hinweis nicht zum Verfall des gesetzlichen 

Urlaubsanspruchs. Gleiches gilt bei im Laufe des Jahres eintretender voller 

Erwerbsminderung.  

 

Als Anlage 6 finden Sie Beispielfälle zur Höhe des Urlaubsanspruchs bei langandauernder 

Erkrankung.  

 

10.  Urlaubsabgeltung  

 

Gemäß § 7 Abs. 4 BUrlG ist der Urlaub (finanziell) abzugelten, wenn er wegen Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise nicht mehr gewährt werden kann. 

§ 23 Ziffer 1.4. MTV bestätigt diese gesetzliche Grundlage. Danach darf der Urlaub nur 

abgegolten werden, wenn und soweit er wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht als 

Freizeit gewährt werden kann. Im bestehenden Arbeitsverhältnis findet hingegen keine 

Urlaubsabgeltung statt. Im Falle der Beendigung ist daher zu prüfen, wieviel Urlaub dem 

Beschäftigten zum Zeitpunkt des Ausscheidens noch zusteht. Soweit diese Urlaubstage nicht 

vollständig genommen sind, findet eine finanzielle Urlaubsabgeltung statt.  

 

Für die Berechnung der Höhe der Urlaubsabgeltung ist wiederum zwischen dem gesetzlichen 

Urlaub (einschließlich des Sonderurlaubs für Schwerbehinderte) und dem darüber hinaus-
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gehenden tariflichen Urlaub zu unterscheiden. Grundsätzlich sind die Urlaubstage abzugelten, 

die zum Zeitpunkt der rechtlichen Beendigung des Arbeitsverhältnisses noch nicht genommen 

worden sind. Dies betrifft sowohl den gesetzlichen als auch den tariflichen Urlaub. Etwas 

anderes gilt wiederum in Fällen der langandauernden Erkrankung. Wie dargestellt erlischt der 

gesetzliche Urlaub erst nach 15 Monaten, wenn Beschäftigte den Urlaub wegen einer 

krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit nicht haben nehmen können. Wenn Beschäftigte 

nach dauernder Arbeitsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit aus dem Arbeitsverhältnis 

ausscheiden, ohne die Arbeitsfähigkeit wiederzuerlangen, besteht Anspruch auf 

Urlaubsabgeltung, soweit dem Beschäftigen noch gesetzlicher Urlaubsanspruch zusteht. 

Dieser Anspruch auf Abgeltung des gesetzlichen Urlaubs besteht, auch im Fall des 

Ausscheidens, unabhängig davon, ob Beschäftigte die Arbeitsfähigkeit im Jahr des 

Ausscheidens wieder erwerben.  

 

Anders verhält es sich jedoch hinsichtlich des über den gesetzlichen Urlaub hinausgehenden 

tariflichen Urlaubs. Es besteht nach der Kommentierung zu § 23 Ziff. 1.4 MTV kein 

Urlaubsabgeltungsanspruch für einen unter Umständen noch bestehenden tariflichen 

Urlaubsanspruch, wenn ein Beschäftigter nach dauernder Arbeits- oder Erwerbunfähigkeit aus 

dem Arbeitsverhältnis ausscheidet, ohne die Arbeitsunfähigkeit wieder zu erlangen. Endet 

jedoch nach dem Ausscheiden des Beschäftigten aus dem Arbeitsverhältnis dessen 

Arbeitsunfähigkeit so rechtzeitig, dass bei bestehendem Arbeitsverhältnis der Urlaub bis zum 

Ende des Übertragungszeitraums grundsätzlich noch hätte verwirklicht werden können, so 

haben Beschäftigte Anspruch auf Gewährung der Urlaubsabgeltung einschließlich des 

tariflichen Urlaubs. In diesem Zusammenhang muss die weitere Entwicklung in der 

Rechtsprechung abgewartet werden. 

 

Im Übrigen unterliegt der Anspruch auf Urlaubsabgeltung als finanzielle Forderung den 

tariflichen Ausschlussfristen. 

 

In der Anlage 7 sind Beispiele der Berechnung der Urlaubsabgeltung zusammengestellt.  

 

11. Urlaub und Lebensarbeitszeit  

 

Gemäß § 6 Tarifvertrag Altersteilzeit und Demografie kann durch freiwillige Betriebs-

vereinbarung die Bildung von Lebensarbeitszeitkonten vereinbart werden. Dabei können 

gemäß § 6 Ziffer 2 Tarifvertrag Altersteilzeit und Demografie über den gesetzlichen 

Urlaubsanspruch hinausgehende Urlaubsansprüche zur Bildung von Gutschriften auf 

Lebensarbeitszeitkonten verwendet werden. Daher können tarifliche Urlaubsansprüche in ein 

Lebensarbeitszeitkonto eingebracht werden. Der gesetzliche Mindesturlaubs-anspruch kann 

hingegen nicht für die Bildung von Wertguthaben herangezogen werden. Der gesetzliche 

Mindesturlaub steht dem Beschäftigten ausschließlich zu Erholungszwecken zur tatsächlichen 

Verfügung.  

 

Soweit Urlaub in ein Wertguthaben eingebracht werden soll, ist zu beachten, dass 

Wertguthaben nur in Geld geführt werden können. Die einzubringenden Urlaubstage sind 
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gemäß § 6 Ziffer 12 Tarifvertrag Altersteilzeit und Demografie in Geld umzuwandeln. Der 

Urlaubstag ist in Höhe des auf diesen Urlaubstag anfallenden Urlaubsentgelts in das 

Wertguthaben einzubringen. Daneben sieht § 6 Ziffer 12 Tarifvertrag Altersteilzeit und 

Demografie vor, dass bei Einbringung von Zeit nicht nur die Vergütung für die geleistete 

Arbeitszeit einzubringen ist. Vielmehr sind im Vorgriff auf die spätere Entnahme in der 

Freizeitphase auch die anteiligen tariflichen Leistungen (umgerechnet in Geld) einzubringen, 

die auf die einzubringende Zeit (anteilig) anfallen, wie 13. Monatseinkommen / Jahres-

abschlussleistung, Urlaub, Urlaubsgeld und Altersvorsorge inklusive der Papierförderung.  

 

12. Vererblichkeit von Urlaub und Urlaubsabgeltung  

 

Nach neuerer Rechtsprechung (Urteil des EuGH vom 12. Juni 2014 – C-118/13) können Erben 

auch eine finanzielle Abgeltung für den vom verstorbenen Beschäftigten nicht genommenen 

Urlaub verlangen. In der Vergangenheit ging die Rechtsprechung davon aus, dass es sich bei 

Urlaubsansprüchen um höchstpersönliche Rechte handelt, welche nicht vererblich sind. Diese 

Rechtsprechung wurde aufgegeben. Nunmehr können die Erben eine finanzielle Abgeltung für 

vom verstorbenen Beschäftigten nicht genommenen Urlaub geltend machen. Diese 

Rechtslage gilt unserer Auffassung nach aber nur für den gesetzlichen Mindesturlaub. Der 

tarifliche Urlaub geht mit dem Tod des Beschäftigten unter und ist nicht vererblich. Im Falle 

des Todes eines Beschäftigten ist daher zu prüfen, wie viele gesetzliche Urlaubstage dem 

Beschäftigten zum Zeitpunkt seines Todes noch zugestanden hätten. Soweit die den 

Beschäftigten zum Todeszeitpunkt zustehenden gesetzlichen Urlaubstage noch nicht 

vollständig genommen waren, können diese ausstehenden Urlaubsansprüche von den Erben 

geltend gemacht werden. Die Erben haben Anspruch auf finanzielle Abgeltung des 

ausstehenden gesetzlichen Mindesturlaubs.  

 

Vererblich ist auch ein im Falle des Todes eines vormaligen Beschäftigten bereits entstandener 

Anspruch auf Urlaubsabgeltung. Wie dargestellt entsteht im Falle der Beendigung des Arbeits-

verhältnisses ein Anspruch auf Urlaubsabgeltung von nicht genommenem Urlaub. Es handelt 

sich hierbei um einen finanziellen Anspruch, der vererblich ist. Vererblich ist dabei unserer 

[fragwürdigen] Auffassung nach nur der Abgeltungsanspruch für nicht genommenen 

gesetzlichen Urlaub. Eine Urlaubsabgeltung für nicht genommenen tariflichen Urlaub findet 

nicht statt.  

 

13. Urlaubsgeld  

 

Das tarifliche Urlaubsgeld stellt eine jährliche Einmalzahlung dar und ist grundsätzlich nicht 

(mehr unmittelbar) von der Anzahl der Urlaubstage abhängig. So kommt es nicht darauf an, 

dass Beschäftigte ihren gesamten Jahresurlaub innerhalb des Urlaubsjahrs genommen haben.  

 

13.1. Höhe des Urlaubsgelds  

 

Vollzeitbeschäftigte erhalten als zusätzliches tarifliches Urlaubsgeld für ein Kalender-

/Urlaubsjahr eine Einmalzahlung in Höhe von 1.200 Euro brutto. Soweit für Beschäftigte ihre 
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Arbeitszeit im Rahmen des Arbeitszeitkorridors gemäß § 6 Ziffer 1.2. MTV zwischen 35 und 40 

Stunden festgelegt worden ist, werden sie hinsichtlich des Urlaubsgeldes den in Vollzeit 

Beschäftigten gleichgestellt. Eine anteilige Anpassung des Urlaubsgeldes wird somit nicht 

vorgenommen (§ 23 Ziffer 4.3. MTV).  

 

Für vollzeitbeschäftigte Wechselschichter, die die Voraussetzungen von § 23 Ziffer 2.2. MTV 

für die Gewährung von zwei zusätzlichen Urlaubstagen erfüllen (siehe oben unter Ziffer 1.1.), 

beträgt das Urlaubsgeld gemäß § 23 Ziffer 4.2 MTV 1.280 Euro brutto jährlich.  

 

Auszubildende haben Anspruch auf Urlaubsgeld in Höhe von 900 Euro brutto pro Jahr 

(§ 23 Ziffer 4.5. MTV).  

 

Daneben empfehlen die Tarifparteien, den schwerbehinderten Menschen das Urlaubsgeld um 

200 Euro brutto pro Jahr zu erhöhen (§ 23 Ziffer 4.12. MTV). Der MTV enthält, wie sich aus 

dem Wortlaut ergibt, nur eine Empfehlung der Tarifparteien. Ein Anspruch auf erhöhte 

Auszahlung für schwerbehinderte Menschen besteht nicht. Im Übrigen gilt die Empfehlung 

(nur) für schwerbehinderte Menschen, nicht für Schwerbehinderten gleichgestellte 

Menschen. 

 

Bei Teilzeitbeschäftigten richtet sich die Höhe des Urlaubsgeldes nach dem Verhältnis der 

vertraglichen zur tariflichen Arbeitszeit im Kalenderjahr (§ 23 Ziffer 4.4 MTV). 

Teilzeitbeschäftigte, die beispielsweise zu 50 Prozent tätig sind, erhalten 50 Prozent des 

Urlaubsgeldes. Hat sich die Arbeitszeit im Urlaubsjahr verändert (Erhöhung oder Verringerung 

der Arbeitszeit) ist auf den Durchschnitt der Arbeitszeit im Kalenderjahr abzustellen.  

 

Beispiel:  

 

Ein Beschäftigter arbeitet (nicht in Wechselschicht) von Januar bis Mai 80 Prozent und von Juni 

bis Dezember 40 Prozent der Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten. Der Urlaubsgeldanspruch 

beträgt für fünf Monate 80,00 Euro pro Monat (80 Prozent) und für sieben Monate 40,00 Euro 

pro Monat (40 Prozent). Er beträgt somit 680 Euro.  

 

Diese Grundsätze gelten auch bei einem Wechsel von einem Ausbildungs- zu einem 

Arbeitsverhältnis. Auch in diesen Fällen ist eine anteilige Berechnung entsprechend der Anzahl 

der Monate, für die ein Ausbildungsverhältnis bzw. ein Arbeitsverhältnis besteht, 

vorzunehmen.  

 

Besonderheiten ergeben sich bei Beschäftigten in Altersteilzeit (§ 23 Ziffer 7. MTV). 

Altersteilzeitarbeitsverhältnisse sind dem Grunde nach Teilzeitarbeitsverhältnisse mit 

hälftiger Arbeitszeit. Daher besteht der Urlaubsgeldanspruch in Höhe von 50 Prozent eines 

Vollzeitbeschäftigten, somit 600 Euro bzw. 640 Euro. Durch einzelvertragliche Vereinbarung 

kann bei Altersteilzeitbeschäftigten gemäß § 23 Ziffer 7. MTV das tarifliche Urlaubsgeld in 

zwölf monatlichen Raten ausgezahlt werden. Somit beträgt das Urlaubsgeld 50,00 Euro pro 
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Monat, bei zwei zusätzlichen Urlaubstagen 53,33 Euro (640 Euro geteilt durch zwölf). Diese 

Beträge sind entsprechend den Regelungen des Tarifvertrages zur Altersteilzeit aufzustocken. 

 

Beim Wechsel von Vollzeit in Altersteilzeit gelten die oben dargestellten Grundsätze des 

Wechsels von Vollzeit zu Teilzeit entsprechend. Dabei kann es sich empfehlen, das 

Urlaubsgeld, bezogen auf die Monate der Beschäftigung, vor Beginn des Wechsels in die 

Altersteilzeit (als Einmalbetrag) auszubezahlen. Die Monate in Altersteilzeit können dann, wie 

vorstehend aufgezeigt, in monatlichen Raten gezahlt werden.  

 

Das Urlaubsgeld findet dabei bei sämtlichen arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen 

Entgeltberechnungen keine Berücksichtigung (§ 23 Ziffer 4.13. MTV). Dies bedeutet, dass das 

Urlaubsgeld bei der Berechnung des Urlaubsentgelts, des Krankengeldzuschusses gemäß 

§ 20 Ziffer 3. MTV, Mutterschutzleistungen, die der Arbeitgeber zu erbringen hat, sowie 

Entgeltfortzahlungen an Feiertagen nicht zu berücksichtigen ist.  

 

13.2. Fälligkeit  

 

Das Urlaubsgeld ist spätestens mit der Abrechnung für den Kalendermonat Juni 

auszubezahlen (§ 23 Ziffer 4.8. MTV). Die Betriebsparteien können eine andere Fälligkeit 

vereinbaren. Daneben kann in einer freiwilligen Betriebsvereinbarung geregelt werden, dass 

das Urlaubsgeld in maximal zwei Teilbeträgen ausbezahlt wird. Die Einmalzahlung ist im 

Übrigen spätestens im November des jeweiligen Urlaubsjahres zu gewähren.  

 

Die Vereinbarung von Teilzahlungen, verbunden mit einer Schlusszahlung im November eines 

Urlaubsjahres, kann sich anbieten, da bei vollständiger Auszahlung des Urlaubsgelds im Juni 

der Arbeitgeber in Vorleistung tritt. Ändern sich persönliche Umstände im zweiten 

Kalenderhalbjahr (zum Beispiel ein Wechsel von Voll- in Teilzeit), wäre im Juni zu viel 

Urlaubsgeld ausgezahlt worden.  

 

In jedem Fall gilt aber auch bei einer vollständigen Auszahlung des Urlaubsgelds im Juni eines 

Kalenderjahres, dass das zu viel erhaltenes Urlaubsgeld mit Ablauf des Urlaubsjahres 

zurückzuerstatten ist. Im Falle des Ausscheidens ist zu viel erhaltenes Urlaubsgeld mit der 

Schlussabrechnung zurückzuerstatten (§ 23 Ziffer 4.11. MTV). Es ist zu empfehlen, dass zu viel 

erhaltene Urlaubsgeld unter Beachtung der Pfändungsfreigrenzen mit übrigen 

Entgeltansprüchen zu verrechnen. 

 

13.3.  Ein- und Austrittsjahr 

 

Gemäß § 23 Ziffer 4.10. MTV besteht der Anspruch auf Urlaubsgeld im Ein- und Austrittsjahr 

zeitanteilig für jeden vollen Kalendermonat des Bestehens des Arbeitsverhältnisses. Beginnt 

das Arbeitsverhältnis nach dem Fälligkeitszeitpunkt (im Regelfall Juni des Kalenderjahres), 

erfolgt die Auszahlung am Ende des Kalenderjahres. Endet das Arbeitsverhältnis vor dem 

Fälligkeitszeitpunkt, erfolgt die Auszahlung mit der Schlussabrechnung. Beschäftigungszeiten 

in Teilmonaten begründen keinen anteiligen Anspruch auf Urlaubsgeld. 
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Abweichend von dieser Regelung erfolgt im Falle des Ausscheidens dann keine Kürzung des 

Urlaubsgeldes, soweit Beschäftigte nach dem 30. Juni wegen Erreichung der 

Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung, wegen vorzeitiger 

Inanspruchnahme einer gesetzlichen Altersrente oder einer vergleichbaren Leistung oder 

wegen einer Erwerbsminderungsrente ausscheiden. In diesen Fällen besteht Anspruch auf die 

Auszahlung des vollen Urlaubsgeldes. Wiederum gilt auch hier, dass der Anspruch auf 

Auszahlung des Urlaubsgelds vollständig entfällt, wenn Beschäftigte vor dem Ausscheiden 

mindestens zwölf Monate lang nicht gearbeitet haben.  

 

Soweit Beschäftigte in der ersten Jahreshälfte (vor oder an dem 30. Juni) wegen Erreichens 

der vorstehend genannten Gründe ausscheiden, verbleibt es bei den allgemeinen 

Berechnungsregelungen (Zwölftelung für jeden vollen Kalendermonat).  

 

13.4.  Anspruchsvoraussetzungen  

 

Anspruchsvoraussetzungen und Höhe des Urlaubsgelds im Einzelfall sind in einem 

zweistufigen Verfahren zu prüfen. Im ersten Schritt ist zu ermitteln, ob überhaupt Anspruch 

auf Urlaubsgeld für ein Kalenderjahr besteht (§ 23 Ziffer 4.9. MTV). Erst wenn feststeht, dass 

ein Anspruch auf Urlaubsgeld besteht, ist in einem zweiten Schritt zu prüfen, in welcher Höhe 

im Kalenderjahr Anspruch auf Urlaubsgeld besteht. Die Frage der konkreten Anspruchshöhe 

ist in § 23 Ziffer 4.6. MTV geregelt.  

 

13.4.1. Genereller Anspruch 

 

Zunächst ist daher zu prüfen, ob überhaupt Anspruch auf Urlaubsgeld besteht. Gemäß 

§ 23 Ziffer 4.9. MTV entfällt der Anspruch auf Urlaubsgeld völlig, wenn Beschäftigte im 

Kalenderjahr keine zusammenhängende Arbeitsleistung von mindestens einem vollen 

Kalendermonat erbracht haben. Das Urlaubsgeld entfällt weiter (vollständig), wenn 

Beschäftigte unter Vertragsbruch ausscheiden oder aufgrund vertragswidrigen Verhaltens 

fristlos entlassen werden. Hierbei gelten die unter Ziffer 6.2. dargestellten Grundsätze 

entsprechend. 

 

Soweit Beschäftigte während eines Kalenderjahres keine zusammenhängende Arbeitsleistung 

von mindestens einem vollen Kalendermonat erbracht haben, besteht kein Anspruch auf 

Urlaubsgeld, so etwa, wenn Beschäftigte sich zum Beispiel ein komplettes Kalenderjahr im 

Krankengeldbezug befinden. Ein Anspruch entsteht auch dann nicht, wenn beispielsweise 

Beschäftigte im Januar eines Kalenderjahres Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall erhalten und 

ab 1. Februar bis zum Ende des Kalenderjahres Krankengeld beziehen. Auch in diesen Fällen 

ist keine (echte) Arbeitsleistung von mindestens einem vollen Kalendermonat erbracht 

worden. 

 

Voraussetzung für den Anspruch auf Urlaubsgeld ist daher eine tatsächliche Arbeitsleistung 

von mindestens einem vollen Kalendermonat. Die Beschäftigten müssen tatsächlich 

gearbeitet haben. Soweit Beschäftigte lediglich einen Teil eines Monats gearbeitet haben und 
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im Anschluss das gesamte Kalenderjahr etwa arbeitsunfähig erkranken oder sich in Elternzeit 

befinden, besteht ebenfalls kein Anspruch auf Urlaubsgeld. Die Tarifparteien haben dabei 

abschließend Fallgestaltungen definiert, die einer Arbeitsleistungen gleichstehen. Als 

tatsächliche Arbeitsleistung gelten demnach auch:  

 

– Freischichttage 

– Gleitzeittage 

– Abfeiern von Mehrarbeit  

– Fälle des § 21 MTV (Fortzahlung des Arbeitsentgelts bei sonstiger Arbeitsverhinderung) 

– Einzelne Urlaubstage, bis zu einer Woche pro Monat 

 

Beispiel:  

 

Ein Beschäftigter arbeitet bis zum 20. eines Kalendermonats. Die übrigen Arbeitstage des 

Kalendermonats sind mit einer Woche Urlaub abgedeckt, danach feiert der Beschäftigte bis 

zum Ende des Kalendermonats Mehrarbeit ab. In diesem Fall hat der Beschäftigte rein formal 

keine tatsächliche Arbeitsleistung von einem vollen Kalendermonat erbracht. Durch die 

Gleichsetzung von Urlaub (bis zu einer Woche) und Gleitzeittagen bzw. Abfeiern von 

Mehrarbeit gilt diese Zeit als Arbeitsleistung. Somit hat der Beschäftigte einen Monat mit 

tatsächlicher Arbeitsleistung im Sinne der Tarifnorm erbracht. Ein Anspruch auf Urlaubsgeld 

besteht daher dem Grunde nach. 

 

Der Anspruch entfällt hingegen gänzlich, wenn ein Arbeitnehmer in jedem Kalendermonat für 

zumindest jeweils einen Arbeitstag arbeitsunfähig erkrankt. 

 

13.4.2. Konkrete Höhe des Urlaubsgelds 

 

Soweit der Anspruch auf Urlaubsgeld dem Grunde nach besteht (ein voller Monat mit 

tatsächlicher Arbeitsleistung bzw. mit tatsächlicher Arbeitsleistung gleichgestellten 

Tatbeständen), ist im zweiten Schritt die konkrete Höhe des Urlaubsgelds im Kalenderjahr zu 

ermitteln. Nach § 23 Ziffer 4.6. MTV besteht der Urlaubsgeldanspruch danach im Grundsatz 

für volle Kalendermonate des Bestehens des Arbeitsverhältnisses im Kalenderjahr. Daher 

kommt es in diesem zweiten Schritt bei der Ermittlung der Höhe des Urlaubsgelds 

grundsätzlich lediglich auf das Bestehen des Arbeitsverhältnisses im Urlaubsjahr an.  

 

In der gemeinsamen Kommentierung zum MTV sind die Fallgestaltungen geregelt, die (trotz 

bestehenden Arbeitsverhältnisses) zu einer Kürzung des Urlaubsgelds führen können. Soweit 

ein Kalendermonat voll belegt ist, mit unter anderem 

 

– Elternzeit, 

– Pflegezeit, 

– Unbezahltem Urlaub,  

– Wehrdienst, 

– Zivildienst, 



Seite 26 von 28 

– Freiwilligem sozialen Jahr, 

– Arbeitslosengeldbezug,  

– Zeitrente,  

– Zeiten der Aussteuerung,  

 

bedeutet dies, dass eine Kürzung von 1/12 für jeden dieser vollen Kalendermonate erfolgt.  

 

Zu betonen ist aber, dass, soweit Anspruch auf Urlaubgeld dem Grunde nach besteht, 

Kalendermonate mit Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit oder mit Krankengeldbezug 

nicht geeignet sind, den Anspruch auf Urlaubsgeld zu kürzen. Eine Kürzung kann nur 

vorgenommen werden, wenn einer der vorstehend genannten Tatbestände vorliegt.  

 

Beispiel 1:  

 

Ein Beschäftigter erbringt eine Arbeitsleistung von einem Monat, ist im Anschluss sechs 

Wochen in der Entgeltfortzahlung. Danach schließt sich für das gesamte Kalenderjahr 

Krankengeldbezug an. Der Beschäftigte hat Anspruch auf das volle Urlaubsgeld. Die 

Voraussetzung eines Monats mit tatsächlicher Arbeitsleistung wurde erfüllt. Weder 

Entgeltfortzahlung noch Krankengeld sind geeignet, den entstandenen Anspruch auf 

Urlaubsgeld zu kürzen.  

 

Beispiel 2:  

 

Ein Beschäftigter ist im Kalenderjahr in Elternzeit vom 16. April bis 15. Juli. Das Urlaubsgeld 

wird um 2/12 (Mai und Juni) gekürzt. Da eine Kürzung nur dann infrage kommt, wenn volle 

Kalendermonate mit zum Beispiel Elternzeiten belegt sind, erfolgt keine anteilige Kürzung des 

Urlaubsgelds, soweit Teilmonate mit Elternzeit belegt sind. Diese Monate gelten als volle 

Monate der Beschäftigung.  

 

Weitere Beispiele zur Ermittlung der Höhe des Urlaubsgelds, die auch in der gemeinsamen 

Kommentierung zum MTV zusammengefasst sind, sind als Anlage 8 beigefügt.  

 

13.5. Tarifliche Öffnungsklausel 

 

Gemäß § 23 Ziffer 6. MTV können Arbeitgeber und Betriebsrat bei tiefgreifenden 

wirtschaftlichen Schwierigkeiten mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien auf Betriebs- oder 

Unternehmensebene Ausnahmeregelungen vereinbaren, die die Höhe und/oder den 

Auszahlungszeitpunkt von 50 Prozent des Urlaubsgelds für ein Kalenderjahr betreffen. 

Beabsichtigen Arbeitgeber und Betriebsrat hiervon Gebrauch zu machen, sind sie gehalten, 

die nachfolgenden Hinweise zu beachten:  

 

– Die wirtschaftliche Begründung für eine Veränderung der tariflichen Leistungen ist 

ausreichend klarzustellen. 
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– Rechtlich mögliche Kürzungen im übertariflichen Bereich sollen grundsätzlich Vorrang 

haben.  

– Auswirkungen auf die Beschäftigung im Sinne einer Beschäftigungsförderung sind in die 

Beratungen einzubeziehen.  

– Ausscheidende Beschäftigte erhalten die tariflichen Leistungen grundsätzlich in 

ungekürzter Höhe. 

 

Diese tarifliche Öffnungsklausel umfasst dem Wortlaut nach (lediglich) 50 Prozent des 

Urlaubsgelds. Soweit im Einzelfall eine vollständige Streichung des Urlaubsgelds notwendig 

sein sollte, besteht die Möglichkeit, unter den Voraussetzungen der Darmstädter Erklärung 

vom 12. Juni 2015 auf die Auszahlung des Urlaubsgelds komplett zu verzichten. Diese 

vollständige Streichung des Urlaubsgelds kann aber ebenfalls nur mit Zustimmung der 

Betriebsparteien und der Tarifvertragsparteien erfolgen und ist auf besondere Ausnahmefälle 

beschränkt.  

 

Anlage 1:  Umrechnung des Urlaubs im Schichtbetrieb 

Anlage 2: Keine Urlaubskürzung im Freischichtmodell – Musteraushang 

Anlage 3: Erklärung der Urlaubskürzung bei Elternzeit 

Anlage 4: Berechnungsbeispiel Aufzahlung Urlaubsentgelt  

Anlage 5:  Musterschreiben – Verfall von Urlaubsansprüchen 

Anlage 6: Beispiele zur Höhe des Urlaubsanspruchs bei langandauernder Erkrankung 

Anlage 7:  Beispiele der Urlaubsabgeltung 

Anlage 8: Beispiele Berechnung des Urlaubsgelds 
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DIE PAPIERINDUSTRIE e. V. 
Geschäftsbereich Tarifpolitik und Bildung 
Papierzentrum 
Scheffelstraße 29 
76593 Gernsbach 
T +49 7224 6401-119 
www.papierindustrie.de 
gernsbach@papierindustrie.de 

Bei Fragen wenden Sie sich bitte an Ihren Landesarbeitgeberverband, der Ihnen gerne in der 

unmittelbaren Beratung weiterhelfen wird: 

Verband Nord- und Ostdeutscher 
Papierfabriken e. V. 
T +49 511 348266-3 
info-hannover@vnop.de 

Verband Papierindustrie Rheinland-Pfalz e. V. 
T +49 7224 6401-119 
prp@papierzentrum.org 

Arbeitgeberverband der rheinisch-west- 
fälischen papiererzeugenden Industrie e. V. 
T +49 211 45737-10 
info@papier-nrw.de 

Arbeitgeberverband der Papierindustrie 
Baden-Württemberg - AGP - e. V. 
T +49 7224 6401-119 
agp@papierzentrum.org 

Verband Bayerischer Papierfabriken e. V. 
T +49 89 212305-0 
info@baypapier.com 

Arbeitgeberverband der Papier erzeugenden 
Industrie von Düren, Jülich, Euskirchen und 
Umgebung e. V. 
T +49 2421 4042-0 
info@vivdueren.de 

Verband der Papier- und Pappenindustrie 
Hessen e. V. 
T +49 7224 6401-119 
vph@papierzentrum.org 

Stand: 19. Dezember 2022 

mailto:agp@papierzentrum.org
mailto:info@baypapier.com
mailto:info@vivdueren.de
mailto:info-hannover@vnop.de
mailto:prp@papierzentrum.org

